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Zusammenfassende Ergebnisse
I.


In diesem Abschnitt wird die bestehende Ausgangslage für die kirchlichen und karitativen Dienstgeber und deren Mitarbeiter dargestellt. Es werden eine Abgrenzung der Aussagen des Gutachtens vorgenommen und die Einzelfragen aufgelistet, die mit dem Gutachten besonders beantwortet werden sollen

1. Ausgangslage

Bei den Dienstgebern der Caritas und den übrigen kirchlichen Trägern besteht ein System der Zusatzversorgung bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen Deutschlands (KZVK), Köln, das dem System der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes nachgebildet und grundsätzlich gleich ausgestaltet ist. Dieses System soll – parallel zu den Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst – beendet und durch ein neues System betrieblicher Altersversorgung abgelöst werden.

Das neue Modell, das sog. „Punkte-Modell“, wurde für die KZVK durch das Büro Heubeck entwickelt. Es ist beitragsorientiert, offen für freiwillige Versicherungen und in vollem Umfang kapitalgedeckt. Bei der KZVK vorhandenes Vermögen soll ebenfalls zur Kapitaldeckung verwendet werden. Es soll weiterhin in einem Solidarsystem über Umlagen finanziert werden. Die steuerrechtliche Grundlage soll § 3 Nr. 63 EStG sein.

Die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes haben am 13.11.2001 einen Tarifabschluss erzielt, der ebenfalls das bisherige Gesamtversorgungssystem rückwirkend zum 31.12.2000 beendet und durch ein beitragsorientiertes Punkte-Modell ablöst, das am 01.01.2002 eingeführt wird. Die genaue Ausformulierung der Tarifverträge und der Satzungen der einzelnen Zusatzversorgungseinrichtungen steht noch aus, sie soll in den ersten Monaten des Jahres 2002 erreicht werden.

2. Abgrenzung des Gutachtens

Die Mitarbeiterseiten der Arbeitsrechtliche Kommission des Deutschen Caritasverbandes und der Zentralen Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechtes im kirchlichen Dienst (Zentral-KODA) möchten verschiedene Fragen im Zusammenhang mit der Einführung der neuen betrieblichen Altersversorgung durch einen unabhängigen Gutachter bewerten lassen. Vor allem geht es um die Klärung der Rechtmäßigkeit der angestrebten Besitzstandsregelung.

Das Gutachten wird sich nicht zu den Fragen der Zweckmäßigkeit des Punkte-Modells, zu organisationsrechtlichen Fragen bei der KZVK, zu den parallelen Entwicklungen bei den Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst und zu den speziellen Fragestellungen des kirchlichen Arbeitsrechts äußern.

Grundlage der Begutachtung sind die gültigen arbeitsrechtlichen Grundsätze, die sich vor allem aus dem BetrAVG und der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ergeben. Mögliche Konsequenzen auf die Arbeitsverträge, die sich ggf. aus dem besonderen kirchlichen Arbeitsrecht ergeben, bleiben dabei außer Betracht.

3. Untersuchte Fragestellungen

Ziel des Gutachtens sollen die Schaffung und die Verbreiterung der Entscheidungsgrundlagen für die Mitarbeiterseiten der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes und der Zentral-KODA sein. Beide Gremien sollen die bestehenden arbeitsrechtlichen Grundlagen, die Voraussetzung für die bei der KZVK durchgeführte Zusatzversorgung sind, an die Bedingungen des neuen Modells anpassen.

Die folgenden Fragen und Aspekte sind zu untersuchen:

3.1
Entspricht die Regelung des Besitzstandes für die Überleitung in das Punkte-Modell den arbeitsrechtlichen Regeln, die sich vor allem aus der Drei-Stufentheorie des BAG für die Änderung von Versorgungszusagen ergeben?

3.2
Stellt die aus Gründen der Verfassungswidrigkeit der Halbanrechnung von Rentenversicherungszeiten angestrebte Ermittlung des Besitzstandes anhand von § 18 BetrAVG bei Versicherten, die bei der Umstellung das 58. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, eine rechtlich gangbaren Weg dar? 

Ist insbesondere § 18 BetrAVG selbst überhaupt rechtmäßig?

3.3 Ist die beabsichtigte Möglichkeit, freiwillige Versicherungen auch mit Einzelpersonen (ehemals Pflichtversicherte und Ehepartner von Pflichtversicherten) abzuschließen, mit der aufsichtsrechtlichen Regelung hinsichtlich des Verbandes der Diözesen zu vereinbaren? Besteht nicht vielmehr eine Pflicht zur versicherungsrechtlichen Aufsicht nach dem VAG beim Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen?

Besteht insoweit eine Einstandspflicht des Dienstgebers auch für diese Leistungen nach § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG oder handelt es sich nicht um betriebliche Altersversorgung? Dürfen derartige Leistungen vielmehr nur von Versicherungsunternehmen erbracht werden?

3.4 Wie wirken sich die wichtigsten Entscheidungen der obersten Bundesgerichte (Bundesverfassungsgericht, Bundesgerichtshof, Bundesarbeitsgericht), die in den letzten Jahren zur Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst ergangen sind, auf das Punkte-Modell aus?

3.5 Könnte der Übergang in das Punkte-Modell auch in einer dualen Struktur möglich sein? Dabei würden Versicherte, die bereits unverfallbare Anwartschaften erdient haben, weiter im Gesamtversorgungsmodell bleiben, während für Mitarbeiter ohne unverfallbare Anwartschaften und neu eingestellte Mitarbeiter das Punkte-Modell angewendet würde.


Wäre eine solche Regelung mit dem Gleichheitssatz zu vereinbaren?

3.6
Welche rechtlichen Auswirkungen würden eintreten, wenn in den Arbeitsverträgen und in den kollektiven Regelungen keine oder keine rechtzeitige Umstellung von der Pflicht zur Verschaffung der Gesamtversorgung auf die neue betriebliche Altersversorgung über das Punkte-Modell erfolgen würde? 


Welche Einstandspflicht würde die Dienstgeber insoweit treffen?

3.7
Entspricht die beabsichtigte Anpassung der Bestandsrenten und der künftig zu zahlenden Renten um 1 % jährlich ab 2002 den Regeln des Betriebsrentengesetzes?

II.

Im folgenden werden die im Abschnitt I. Ziffer 3 dargestellten Fragen im Gesamtzusammenhang erörtert. 

Dabei werden zunächst im Abschnitt III. zur Schaffung einer Ausgangsdatenbasis die beiden Versorgungssysteme der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes und des diese ablösenden Punkte-Modells dargestellt und grundsätzlich miteinander verglichen.

Danach wird im Abschnitt IV. anhand der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur Umstellung von Versorgungswerken der Maßstab herausgearbeitet, anhand dessen die aktuelle Umstellung bei der KZVK rechtlich beurteilt werden soll. Insbesondere wird herausgearbeitet, dass die Maßstäbe für derartige Veränderungen bei Betrieben der Privatwirtschaft und sog. non-profit-Organisationen unterschiedlich sind. Dies hat das Bundesarbeitsgericht erst in jüngster Zeit so entschieden. Gerade für Dienstgeber des kirchlichen und karitativen Sektors gelten teilweise abweichende Maßstäbe.

Im Abschnitt V. wird sodann die aktuell bevorstehende Umstellung bei der KZVK einer kritischen Würdigung unterzogen. Es werden zunächst in allgemeiner Form die möglichen Wege zur Übertragung erworbener Besitzstände dargestellt. Bei der Prüfung der verschiedenen Gruppen aus dem System der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes zeigt sich, dass in der beabsichtigten Übergangsregelung in sehr unterschiedlicher Weise in bestehende Besitzstände eingegriffen wird. Einer eingehenden rechtlichen Überprüfung wird die Vorschrift des § 18 BetrAVG, die im wesentlichen das Umstellungsmodell darstellt, unterzogen. Aus den gewonnenen Ergebnissen wird sodann die rechtliche Folge für die Besitzstandswahrung dargestellt. Dabei wird sich zeigen, dass es noch weiterer grundlegender Berechnungen für einen Musterbestand bedarf, um die rechtlichen Zweifel an der Tragfähigkeit des Umstellungsweges zu untermauern.

Im Abschnitt VI. wird die Frage untersucht, inwieweit die bisher zum System der Zusatzversorgung des öffentlichen und des kirchlichen Dienstes ergangene Rechtsprechung der obersten Bundesgerichte auch noch im neuen Punkte-Modell Auswirkungen erzeugen kann.

Auch bei der mittelbaren Durchführung der von den kirchlichen und karitativen Dienstgebern zugesagten betrieblichen Altersversorgung über die KZVK bestimmt doch das arbeitsrechtliche Grundverhältnis aus dem Arbeitsvertrag die rechtliche Bedeutung und den Inhalt der Zusatzversorgung. Im Abschnitt VII. wird deshalb dargestellt, in welcher Weise die Regelungen in den Arbeitsverträgen, insbesondere den Arbeitsvertragsrichtlinien des Deutschen Caritasverbandes, ausgestaltet sein müssen. Damit wird auch die Frage beantwortet, welche rechtliche Wirkung es hätte, wenn die Arbeitsverträge nicht so geändert würden, dass das Punkte-Modell als Regelmodell betrieblicher Altersversorgung zugesagt würde.

Schließlich werden in Abschnitt VIII. die rechtlichen Maßstäbe dafür untersucht, ob die KZVK auch für Ehepartner von Pflichtversicherten und für ausgeschiedene ehemalige Pflichtversicherte auf freiwilliger Basis Leistungen aus dem Punkte-Modell anbieten darf. Im diesem Zusammenhang spielt auch die Frage der Einstandspflicht der Dienstgeber für derartige freiwillige Versicherungen eine Rolle.

Die Ergebnisse des Gutachtens werden im Abschnitt IX. nochmals zusammengefasst und kurz dargestellt.

III.

In diesem Abschnitt soll als Grundlage für die rechtliche Untersuchung der im Abschnitt I. beschriebenen Fragestellungen eine Zusammenstellung der wesentlichen Eckpunkte der Leistungspläne des geltenden Zusatzversorgungsrechts und des neu einzuführenden Punkte-Modells erfolgen. Hinsichtlich des Punkte-Modells wird bei der Gestaltung der Übergangsregelung insofern von den Inhalten der mir übergebenen Unterlagen abgewichen, als das Grenzalter für die besondere Besitzstandwahrung für rentennahe Jahrgänge nicht mit dem vollendeten 58. Lebensjahr, sondern mit dem vollendeten 55. Lebensjahr angesetzt wird. Dies ist das Grenzalter für die in den Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst gefundene Übergangsregelung. Nach den noch darzustellenden Äußerungen der KZVK ist davon auszugehen, dass sich auch die Gremien der KZVK bei der Gestaltung der kasseneigenen kirchlichen Zusatzversorgung an die Ergebnisse der Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst halten werden.

1. Die Zusatzversorgung bei der KZVK

1.1 Allgemeines

Die Dienstgeber, die Mitglieder des Deutschen Caritasverbandes sind oder im Rahmen einer anderen kirchlichen Ordnung für die Gestaltung der Arbeitsbedingungen (KODA) gebunden sind, sind verpflichtet, bei den von ihnen abgeschlossenen Arbeitsverträgen die Versorgungsordnungen A oder B der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) bzw. die entsprechenden anderen verbindlichen Regelungen anzuwenden. Dies ergibt sich aus der Anlage 8 zu den AVR bzw. aus den entsprechenden kirchlichen Ordnungen. Dabei ist Voraussetzung für die Beteiligtenfähigkeit, dass der Dienstgeber „das für die Mitglieder der in der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände zusammengeschlossenen Arbeitgeberverbände geltende Versorgungstarifrecht oder ein Versorgungstarifrecht wesentlichen gleichen Inhalts tarifvertraglich oder allgemein einzelarbeitsvertraglich anwendet. Ein Versorgungstarifrecht wesentlich gleichen Inhalts ist nur dann gegeben, wenn es auch Regelungen enthält, die dem § 3 Satz 1 und dem Abschnitt III des Zweiten Teils des Tarifvertrages über die Versorgung der Mitarbeiter kommunaler Verwaltungen und Betriebe entsprechen.“


Vgl. § 10 Abs. 2 der KZVK-Satzung.

Diese Tarifverträge wenden die Dienstgeber bei den Mitarbeitern mittels einer Verweisung in den Arbeitsverträgen auf die jeweils gültigen Tarifvertragstexte an. Mir liegen nicht alle Arbeitsvertragsmuster vor, wie sie die Einrichtungen regelmäßig verwenden. Ich gehe aber davon aus, dass die im öffentlichen und kirchlichen Dienst üblicherweise empfohlenen Arbeitsvertragsmuster angewendet werden. Deshalb ist zusammenfassend davon auszugehen, dass die genannten Tarifverträge des öffentlichen Dienstes insgesamt auf die Arbeitsbedingungen anwendbar sind.

Für die dem Deutschen Caritasverband angehörenden Dienstgeber ergibt sich die Verpflichtung zur Verschaffung der Zusatzversorgung unmittelbar aus der Versorgungsordnung A, die als Anlage 8 Bestandteil der AVR ist.


Vgl. § 1 Abs. 1 der Anlage 8 AVR.

Im Rahmen des arbeitsrechtlichen Grundverhältnisses verpflichtet sich der einzelne Dienstgeber, seinen Mitarbeitern die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung, ggf. unter eigener Beteiligung der Mitarbeiter, 


Vgl. § 1a Satz 2 der Anlage 8 AVR.

zu verschaffen.

Die eingegangenen arbeitsrechtlichen Pflichten hat der Dienstgeber durch die Anmeldung der Mitarbeiter bei der KZVK zur Pflichtversicherung und durch Zahlung der Umlagen einschließlich der darauf entfallenden Steuern zu erfüllen. Diesen Rechtsanspruch des Mitarbeiters gegen seinen Dienstgeber hat das Bundesarbeitsgericht als Verschaffungsanspruch gekennzeichnet. Diesen Verschaffungsanspruch erfüllt der Arbeitgeber durch die Anmeldung zur Versicherung und durch die Erfüllung der ihm aus der Satzung der KZVK – also des Versicherers – erwachsenden Pflichten.

Vgl. BAG, Urteil vom 07.03.1995 – 3 AZR 282/94 - ,

 ZTR 1995, 503 ff.; st. Rspr.

Damit ist dieser Verschaffungsanspruch grundsätzlich erfüllt, von der in § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG enthaltenen Einstandspflicht einmal abgesehen.


Vgl. § 1 Abs. 2 der Anlage 8 AVR.

1.2
Die Rechtsgrundlagen der Zusatzversorgung

Zur Erfüllung des tarifvertraglich oder kraft Arbeitsvertrags eingegangenen Verschaffungsanspruches sind die Einrichtungen Beteiligte bei der KZVK geworden. Dieses Rechtsverhältnis ist, wie die Rechtsprechung mehrfach festgestellt hat, ein privatrechtlicher Gruppenversicherungsvertrag, der die Vertragspartner zu den in der Satzung vorgesehenen Leistungen verpflichtet 


Vgl. BGH, Urteil vom 16.03.1988, - IV a ZR 154/87 - , 

ZTR 1987, 86.ff., Urteil vom 16.03.1988 -  IV a ZR 142/87 - , 

AP Nr. 25 zu § 1 BetrAVG; vgl. auch § 11 Abs. 2 Satz 1 der KZVK-

Satzung.

Die näheren Einzelheiten der zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung ergeben sich aus der Anlage 8 AVR und der Satzung der KZVK. Der Dienstgeber hat seine Mitarbeiter bei der KZVK so zu versichern (Pflichtversicherung), dass der Pflichtversicherte eine Anwartschaft auf eine dynamische Versorgungsrente für sich und seine Hinterbliebenen im Rahmen einer Gesamtversorgung erwerben kann. Im übrigen richtet sich der Rechtsanspruch auf Zusatzversorgung nach der Satzung der KZVK in ihrer derzeit gültigen Fassung.

1.3
Die Finanzierung der Zusatzversorgung

Die versprochene Zusatzversorgung gewähren die Einrichtungen ihren Mitarbeitern während ihres Ruhestandes nicht unmittelbar aus ihrem Vermögen. Hierzu haben sie die KZVK, eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechtes, zwischengeschaltet. Die KZVK gewährt im Auftrag den Mitarbeitern bei Eintritt des vorgesehenen Versicherungsfalles die tarifvertraglich versprochenen Leistungen. Diese Leistungen haben die Mitarbeiter ab Beginn der Rente in Höhe des sogenannten Ertragsanteils der Einkommensteuer zu unterwerfen. 

Die KZVK erhält die benötigten Mittel aus Zahlungen der Dienstgeber. Diese Zahlungen betragen für jeden versorgungsberechtigten aktiven Mitarbeiter einen Vom-Hundert-Satz seines jeweiligen monatlichen steuerpflichtigen Gehalts und sind ebenfalls lohn- und einkommensteuerpflichtig. Der Umlagesatz zur KZVK beträgt derzeit zwischen 4,1 und 4,5 %. Nach der derzeit gültigen Praxis trägt die einzelne Einrichtung die auf die Umlage zur KZVK entfallende pauschale Lohnsteuer nach § 40b EStG bis zu der steuerrechtlich zulässigen  Höchstgrenze von DM 3.408 jährlich. 


Vgl. § 3 der Anlage 8 AVR.

Der pauschale Steuersatz auf die Umlage beträgt zur Zeit 20 % zuzüglich pauschale Lohn-Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag. Die sozialversicherungsrechtliche Behandlung der Umlage ergibt sich aus § 2 der Arbeitsentgeltverordnung. Oberhalb der Höchstgrenze müssen die Mitarbeiter die Umlagen individuell versteuern. 

1.4
Der Leistungsinhalt der Zusatzversorgung

Die Zusatzversorgung für die Mitarbeiter der Einrichtungen stellt bislang ein Gesamtversorgungssystem dar, in dem den Mitarbeitern eine an der Beamtenversorgung orientierte Versorgungshöhe versprochen wird. Im Versicherungsfall wird eine Versorgungsrente gezahlt, die die Versorgung durch die gesetzliche Sozialversicherungsrente auf das Niveau einer Gesamtversorgung aufstockt. 

Durch die Orientierung an der Gesamtversorgung ist dieses Versorgungssystem endgehaltsabhängig. Die Versorgung kann maximal 75 % der gesamtversorgungsfähigen Bezüge des Durchschnitts der letzten drei Jahre vor dem Versicherungsfall betragen. 

Die Gesamtversorgung wird seit dem Jahre 1984 durch eine Höchstnettogrenze nach oben begrenzt. Die mögliche höchste Nettogesamtversorgung beträgt nach der Satzung der KZVK 91,75 % des Durchschnitts der gesamtversorgungsfähigen Bezüge, vermindert um die Lohnsteuer, die aktuellen gültigen Sozialversicherungsbeiträge aus der Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung sowie um weitere Beträge. Die Gesamtversorgung wird wie die Beamtenversorgung dynamisiert.

Der Leistungsinhalt der Zusatzversorgung bei der KZVK lässt sich im einzelnen wie folgt beschreiben:

Versorgungsberechtigte Personen

Mitarbeiter ab Vollendung des 17. Lebensjahres, sofern sie nicht geringfügig oder nebenberuflich beschäftigt sind.

Mitarbeiter, die bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres die Wartezeit erfüllen können.

Leistungsarten

Versorgungsrente bei Pflichtversicherung und Versicherungsrente bei freiwilliger oder beitragsfreier Versicherung

· für Versicherte

· für Witwen, Witwer und Waisen von Versicherten.

Sterbegeld beim Tod des Empfängers einer Versorgungsrente oder seiner Witwe bis höchstens DM 3.000.

Anspruchsvoraussetzungen

generell: Erfüllung der Wartezeit von 60 Umlagemonaten, Wegfall der Wartezeit bei einem Versicherungsfall wegen eines Arbeitsunfalles.

für Versorgungsrente: Bestehen einer Pflichtversicherung bei Eintritt des Versicherungsfalles.

für Versicherungsrente: Bestehen einer freiwilligen Weiterversicherung oder einer beitragsfreien Versicherung bei Eintritt des Versorgungsfalles; die Versicherungsrente wurde ab dem 01.01.2001 durch die Zusatzrente ersetzt.

Keine Rente für Witwen, wenn die Ehe weniger als 3 Monate gedauert hat (Ehedauerklausel) oder erst nach Eintritt des Versicherungsfalles oder nach Vollendung des 65. Lebensjahres geschlossen wurde, ohne dass ein Kind aus ihr hervorgegangen ist (Spätehenklausel).

Versicherungsfall

tritt bei Versicherten, die in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind, an dem Tag ein, an dem aufgrund des Bescheides des Rentenversicherungsträgers die nachfolgenden Renten beginnen:

· Regelaltersrente bzw. eine vor Alter 65 gewährte Altersrente als Vollrente sowie Rente wegen Berufs oder Erwerbsunfähigkeit.

· Witwen- bzw. Witwerrente oder eine Waisenrente bei Tod eines Versicherten, der eine Witwe bzw. einen Witwer oder eine Waise hinterlässt.

Bemessungsgrundlagen

Gesamtversorgungsfähige Zeit

· sind die bis zum Beginn der Versorgungsrente zurückgelegten Umlagemonate, zuzüglich

· der Monate, die von der gesetzlichen Rentenversicherung als Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten angerechnet werden – die Monate einer Zurechnungszeit, die auf die Zeit bis zum vollendeten 55. Lebensjahr entfallen, werden mit dem 1,3333-fachen, die übrigen Monate einer Zurechnungszeit mit dem Dreifachen berücksichtigt; es sind jedoch ausgenommen: Kindererziehungszeiten, die nicht zugleich Umlagemonate sind, sowie die vor dem 03.10.1990 zurückgelegten Zeiten im Beitrittsgebiet, wenn die Pflichtversicherung erstmals nach dem 02.10.1990 begonnen hat und der Versorgungsfall nach dem 01.11.1995 eingetreten ist, 

· jeweils abzüglich der Umlagemonate zur Hälfte.

· Bei Teilzeitbeschäftigten wird die Dienstzeit nur zu dem Teil gezählt, der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht.

· Bei Beurlaubung ohne Arbeitsentgelt werden die Zeiten der Beurlaubung bei der Ermittlung der gesamtversorgungsfähigen Zeit nicht als Zeit in der gesetzlichen Rentenversicherung oder gleichgestellte Zeit berücksichtigt. Es ist ein Gesamtbeschäftigungsquotient wie bei der Teilzeitregelung zu ermitteln.

Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt

ist grundsätzlich der nach den Bestimmungen über die Beitragsentrichtung in der gesetzlichen Rentenversicherung steuerpflichtige Arbeitslohn, soweit er das Gehalt eines kinderlos verheirateten Beamten der Besoldungsgruppe B11 nicht übersteigt.

Gesamtversorgungsfähiges Entgelt

· ist das zusatzversorgungspflichtige Entgelt – ohne Entgeltbestandteile für außerhalb der tarif- oder arbeitsvertraglich vereinbarten Arbeitszeit – im Durchschnitt der letzten 3 Kalenderjahre zuzüglich

· der durchschnittlichen Überstundenvergütung der letzten 10 Kalenderjahre, sofern der Durchschnitt dieser Entgeltbestandteile nicht unter 2,5 % des Durchschnittentgeltes für die tarif- und arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit liegt und soweit er 35 % dieses Durchschnittes nicht überschreitet.

Vor der Durchschnittsbildung ist der Entgeltbestandteil eines jeden Jahres um die Summe der Steigerungsbeträge zu erhöhen oder zu vermindern, um die sich nach Ablauf des Kalenderjahres bis zum Ablauf des Tages des Beginns der Versorgungsrente die Versorgungsbezüge der Versorgungs​empfänger des Bundes erhöht oder vermindert haben.

Fiktives Nettoarbeitsentgelt

ist das gesamtversorgungsfähige Entgelt abzüglich

· Lohnsteuer zuzüglich Solidaritätszuschlag, aber ohne Kirchensteuer in Abhängigkeit vom Familienstand nach Steuerklasse III / 0 oder I / 0

· der Mitarbeiteranteile an den Sozialbeiträgen.

Leistungshöhe für Versorgungsrente

Gesamtversorgung

· für jedes Jahr der gesamtversorgungsfähigen Zeit 1,875 % des gesamtversorgungsfähigen Entgeltes, insgesamt höchstens 75 % (Bruttoversorgungssatz). Der Bruttoversorgungssatz vermindert sich für jeden Kalendermonat, für den der Zugangsfaktor nach § 77 SGB VI herabgesetzt ist, um 0,3 %, bei der Altersrente für Frauen nach § 39 SGB VI, höchstens jedoch um 10,8 %.

Der Bruttoversorgungssatz beträgt mindestens 35 % (Mindestregelung).

Die Gesamtversorgung beträgt jedoch höchstens für jedes Jahr der gesamtversorgungsfähigen Zeit 2,294 % des fiktiven Nettoarbeitsentgeltes, insgesamt höchstens 91,75 % (Nettoversorgungssatz). Die Minderung wegen Inanspruchnahme der Altersrente vor der Regelaltersgrenze ist wie beim Bruttoversorgungssatz anzuwenden.

Der Nettoversorgungssatz beträgt mindestens 45 % (Mindestregelung).

Hat der Pflichtversicherte bei Eintritt des Versicherungsfalles das 50. Lebensjahr vollendet und ist die bis zum Versicherungsfall zurückgelegte gesamtversorgungsfähige Zeit kürzer als die Zeit von der Vollendung des 50. Lebensjahres bis zum Versicherungsfall, so betragen für jedes Jahr der gesamtversorgungsfähigen Zeit der Bruttoversorgungssatz 1,6 % und der Nettoversorgungssatz 1,957 %. Für diesen Fall gelten die Mindestregelungen für den Bruttoversorgungssatz und den Nettoversorgungssatz nicht.

Anrechnung

Auf die Gesamtversorgung wird angerechnet die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung.

Der sich nach der Anrechnung ergebende Betrag ist die Versorgungsrente.

Als Mindestbetrag ist die Versicherungsrente zu gewähren.

Leistungshöhe für die bislang gezahlte Versicherungsrente

Monatliche Versicherungsrente an Versicherte:

· 0,03125 % der Summe der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte, für die Umlagen entrichtet wurden, zuzüglich 1,25 % der Summe der Erhöhungsbeträge, der früher entrichteten Pflichtbeiträge u. a.

Monatliche Versicherungsrente aufgrund des Betriebsrentengesetzes:

· je Umlagejahr 0,4 % des beim Ausscheiden maßgeblichen gesamtversorgungsfähigen Entgeltes, mindestens die Versicherungsrente an Versicherte. Bei Teilzeit Kürzung des gesamtversorgungsfähigen Einkommens.

Leistungshöhe für Witwen-, Witwer- und Waisenrente

· 60 % der jeweiligen Versorgungs- bzw. Versicherungsrente, die der verstorbene Ehegatte erhalten hat oder am Todestag erhalten hätte als Witwen- oder Witwerrente.

· Bei Halbwaisen 12 %, bei Vollwaisen 20 % der jeweiligen Versorgungs- bzw. Versicherungsrente.

Neuberechnung der Versorgungsrente

Zum Zeitpunkt der Anpassung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgt eine Neuberechnung der Versorgungsrente unter Zugrundelegung der zu diesem Zeitpunkt geltenden Steuertabelle, Beitragssätze und Beitragsbemessungsgrenzen und der bisher maßgebenden Steuerklasse und der für die Erstberechnung geltenden Vorschriften.

Anpassung der Versorgungsrente

Zum Zeitpunkt einer Änderung der Versorgungsbezüge der Versorgungsempfänger des Bundes wird das gesamtversorgungsfähige Entgelt zu demselben Zeitpunkt angepasst. Unter Zugrundelegung der zu diesem Zeitpunkt geltenden Steuertabelle, Beitragssätze und Beitragsbemessungsgrenzen und der bisher maßgebenden Steuerklasse und der für die Erstberechnung geltenden Vorschriften ist eine Anpassung der Versorgungsrente durchzuführen.

Versicherungsrenten werden nicht angepasst, die Zusatzrente jedoch um 1 % jährlich.

2. Das Punkte-Modell

Das künftige System einer Betriebsrente ergibt sich aus dem sog. Punkte-Modell. Dabei ergibt sich der Begriff des Punkte-Modells aus der Ablehnung der Modellstruktur an das Entgeltpunkte-Modell der gesetzlichen Rentenversicherung.


Vgl. hierzu und zum Folgenden das Rundschreiben 3/2001 


der KZVK und den „Altersvorsorgeplan 2001“ vom 13.11.2001

(Tarifabschluss im öffentlichen Dienst) sowie den Entwurf der (neuen) Satzung der KZVK nach dem Stand vom 28.09.2001.

2.1 Der Leistungsplan

Das Punkte-Modell besteht aus verschiedenen Modellparametern, die nach statistischen Erfahrungswerten über das Alter, das Geschlecht und die Fluktuation der Versicherten in ihrem Beruf und versicherungsmathematischen Berechnungen über die Auswirkungen biometrischer Funktionsweisen in betrieblichen Versorgungssystemen entwickelt worden sind. 

Leistungen

Die Leistungen im Punkte-Modell erfolgen nach Versorgungspunkten, die durch Beitragszahlungen der Dienstgeber an die Kasse auf der Grundlage des jeweiligen Arbeitsentgelts erworben werden. Dabei ist die Höhe der Renten abhängig von der gesamten Erwerbsbiografie in der Zusatzversorgung. Als Leistungen für Pflichtversicherte werden angeboten:

Allgemeine Leistungsvoraussetzungen

Besondere allgemeine Leistungsvoraussetzungen, etwa im Sinne der bislang bestehenden Wartezeit von 60 Umlagemonaten, sind nicht vorgesehen. Insoweit gelten die gesetzlichen Regeln über die Unverfallbarkeit nach § 2 BetrAVG. 

Hinweis: Hier ist im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht klar, ob diese Regelung bei der KZVK tatsächlich eingeführt wird. Im übrigen öffentlichen Dienst wurde nämlich eine Altersrente ab dem vollendeten 65. Lebensjahr als Regelleistung vereinbart. Wird eine Rente vorzeitig in Anspruch genommen, erfolgen entsprechend dem bisherigen Recht Abschläge in Höhe von 0,3 % je Monat vor dem vollendeten 65. Lebensjahr, maximal 10,8 %. Hier muss die weitere Entwicklung bei der KZVK wohl noch abgewartet werden.

Altersrente

Im Punkte-Modell der KZVK wird die Altersrente auf das Pensionsalter 60 berechnet. Die Altersrente ist also in ihrer Höhe und ihren Leistungsvoraussetzungen unabhängig von der Frage des Rentenbeginns in der gesetzlichen Rentenversicherung. Leistungsvoraussetzung ist neben dem Erreichen der Altersgrenze das Ausscheiden des Versicherten aus den Diensten des Beteiligten. Die bisherige Unterscheidung in eine Altersrente und in eine vorzeitige Altersrente ist damit entfallen.

Hinweis: Ob diese Regelung, die den Ergebnissen des öffentlichen Dienstes nicht entspricht, beibehalten wird, steht noch unter Vorbehalt.

Invalidenrente

Voraussetzung für den Bezug einer Invalidenrente ist, dass der Versicherte im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer berufständischen Versorgung erwerbsgemindert ist, dies durch einen entsprechenden Bescheid nachweist und aus den Diensten des Beteiligten ausgeschieden ist. Das Ausscheiden aus den Diensten eines Beteiligten ist in den geltenden arbeitsvertraglichen Regelungen festzulegen. 


Vgl. hierzu § 18 Abs. 1 AVR. Diese Regelung bezieht sich 


noch auf die Rechtslage in der gesetzlichen Rentenversicherung

vor dem 01.01.2001. In den Tarifverträgen des öffentlichen  Dienstes wurden bereits Konsequenzen gezogen (vgl. § 59 BAT).

Witwen-/Witwerrente

Ein Anspruch auf Witwen- oder Witwerrente besteht, wenn ein Pflichtversicherter stirbt und er zum Zeitpunkt seines Todes in gültiger Ehe verheiratet war.

Waisenrente

Eine Waisenrente erhält jedes eheliche oder diesem gleichgestellte Kind eines Pflichtversicherten nach dessen Tode, soweit das Kind das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Darüber hinaus besteht eine Waisenrentenberechtigung auch, soweit das Kind über das vollendete 18. Lebensjahr hinaus eine entsprechende Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer berufsständischen Versorgung erhalten würde.


Grundsätzliches zur Rentenhöhe

Es werden diejenigen Leistungen zugesagt, die sich ergeben würden, wenn eine Gesamt-Beitragsleistung in Höhe von 4 % des Entgelts vollständig in ein kapitalgedecktes Versorgungssystem eingezahlt würde. Ob dies auch bei der KZVK jetzt oder später tatsächlich erfolgt, ist für die Höhe der zugesagten Leistungen ohne Bedeutung.


Rentenformel


Rente = (Summe aller Versorgungspunkte) x Messbetrag


Dabei errechnen sich die Versorgungspunkte aus 4 % des Entgelts, das Bemessungsgrundlage für die Betriebsrente sein wird. Dieses wird mit einem Faktor des Referenzentgelts, das sich aus dem durchschnittlichen versicherten Entgelt bei der KZVK errechnet (z.B. 4.500 DM), ausgedrückt. 

Schließlich wird der Versorgungspunkt eines jeden Jahres mit einem Tabellenwert gewichtet, der sich nach versicherungsmathematischen Grundsätzen und unter Berücksichtigung biometrischer Vorgaben errechnet. Zum Beispiel beträgt der Tabellenwert für das Alter 17 (Beginn der Alterstabelle) 3,1, der Wert für das Alter 62 und älter 0,8. Mit dieser Tabelle wird berücksichtigt, das der Beitrag in jungen Jahren dem System länger zur Verfügung steht und nicht für die Gewährung von Leistungen zu verwenden ist.

Der Messbetrag für die KZVK beträgt voraussichtlich 0,4 % des Referenzentgelts. 


Hinweis: Ob alle Entscheidungen über die Festlegung dieser Parameter bei der KZVK schon gefallen sind, steht nach meiner Kenntnis noch nicht fest. Insoweit ist also ein Vorbehalt anzubringen.

Die eingezahlten Beiträge oder fiktiv berechneten Beiträge werden in der aktiven Beschäftigungszeit mindestens mit 3,25 % verzinst. Die Verzinsung in der Rentenzeit für die noch nicht ausgezahlten Beiträge beträgt 5,25 %. Ist die Rendite bei der KZVK höher als die genannten Werte, so werden entstandene Überschüsse nach Abzug von für soziale Komponenten zweckgebundenen Geldern der Summe der Versorgungspunkte zugerechnet und als Rente ausgezahlt. 

Soziale Komponenten

Als soziale Komponenten sind Zurechnungszeiten bei Invalidenrenten wegen Erwerbsminderung, die Berücksichtigung von Zeiten der Kindererziehung als Versorgungspunkte und die Gewährleistung eines Mindestversorgungsniveaus für Geringverdiener aus dem Bestand, die am Umstellungsstichtag mindestens 20 Jahre pflichtversichert waren und weniger als DM 3.600 Entgelt erhalten, zu berücksichtigen.

Rentenhöhen

Die Höhe der Altersrente wird nach der dargestellten Formel errechnet. Die Invalidenrente wird so errechnet, dass die tatsächlich erreichte Rente ausgezahlt wird; tritt der Fall der Erwerbsminderung vor der Vollendung des 60. Lebensjahres ein, so werden für die fehlenden Jahre bis zum 60. Lebensjahr Versorgungspunkte in Höhe des Referenzentgelts hinzugerechnet. Dabei wird auf den errechneten Rentenbetrag ein sog. Leistungsartfaktor angewendet, der bei der Altersrente 1 beträgt, bei der Witwen-/Witwerrente dagegen 0,6 (das entspricht 60 % der Altersrente).

Die Witwen-/Witwerrenten betragen 60 % der tatsächlich gezahlten Altersrente oder der Altersrente, die der Pflichtversicherte im Falle der verminderten Erwerbsfähigkeit hätte beanspruchen können. 

Die Waisenrenten betragen 20 % für Vollwaise, 12 % für Halbwaise der Bemessungsgrundlage bei der Witwen-/Witwerrente.

Witwen-/Witwerrente und Waisenrenten können zusammen höchstens die Altersrente betragen, andernfalls erfolgt eine anteilige Kürzung.

Übergangsregelungen

Sämtliche Versorgungsanwartschaften aus dem System der Gesamtversorgung werden in das neue System auf der Grundlage einer Übergangsregelung übertragen. Grundlage der Übergangsregelung ist die Anwendung der in § 18 Abs. 2 BetrAVG enthaltenen Formel. Dabei werden die Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung mittels des durch das Bundesministerium der Finanzen bekannt gegeben Näherungsverfahrens errechnet.

Für rentennahe Jahrgänge im Tarifgebiet West, die am 01.01.2002 das 55. Lebensjahr vollendet haben, wird eine besondere Besitzstandsregelung vereinbart. Hier wird neben der beschriebenen Übergangsregelung die (fiktive) Versorgungsrente zum Pensionsalter 63 zum 31.12.2001 berechnet. Dabei wird die gesetzliche Rente nach den individuellen Daten des Pflichtversicherten errechnet. Bei der Feststellung der Versorgungsrente werden die Reglungen des § 31 Abs. 4 der noch geltenden Satzung der KZVK über die Mindestgesamtversorgung und die Berücksichtigung der Betriebsrente als Mindestversorgungsrente beachtet. Ergibt sich bei dieser Stichtagsberechnung eine höhere Versorgungsrentenanwartschaft, so wird die Differenz zur Besitzstandsrente aufgrund der allgemeinen Übergangsregelung in zusätzliche Versorgungspunkte umgerechnet und ebenfalls mindestens mit 3,25 % verzinst.

Für frühere Mitarbeiter, die bereits vor der Umstellung aus den Diensten eines der Beteiligten der KZVK ausgeschieden waren, wird zum Stichtag 31.12.2001 die bisherige Versicherungsrente nach § 35 oder § 35a der noch geltenden KZVK-Satzung errechnet und in Versorgungspunkte umgerechnet. Eine Dynamisierung im Sinnen einer Verzinsung dieser Anwartschaften findet nicht statt.

Bestandsrenten

Laufende Renten werden auch in Zukunft in unveränderter Höhe weiter gezahlt. Ebenso wie Neurenten, die erstmals nach dem 31.12.2001 gezahlt werden, werden diese Bestandsrenten vom 01.07.2002 bis zum 01.07.2007 jährlich mit 1 % dynamisiert.

2.2 Freiwillige Versicherungen

Nach den grundsätzlichen Aussagen soll es auch ermöglicht werden, dass in die KZVK freiwillig Beiträge eingezahlt werden können. Dies zu ermöglichen, war eines der wesentlichen Ziele bei der Reform des Versorgungssystems, weil damit auch die durch das Altersvermögensgesetz eingeführt staatliche Förderung beim Aufbau einer betrieblichen oder privaten Altersversorgung ermöglicht werden sollte. Diese Frage soll allerdings hier nicht näher betrachtet werden.

Wichtig für die Begutachtung des Systems ist die Absicht, die Möglichkeit zur Einzahlung freiwilliger Leistungen auch für Ehepartner von Pflichtversicherten und für bei den Beteiligten der KZVK bereits ausgeschiedenen Mitarbeitern zu ermöglichen.


Vgl. hierzu das Rundschreiben der KZVK Nr. 3/2001.

Ob es tatsächlich zu dieser Möglichkeit kommt, ist derzeit noch nicht klar. Die KZVK spricht in ihren allgemein zugänglichen Äußerungen sehr vorsichtig davon, dass angestrebt wird, dies für die Ehepartner von Pflichtversicherten möglich zu machen. Als Leistungen kommen dann grundsätzlich alle Leistungen, wie sie auch für Pflichtversicherte abgeboten werden, in Betracht. 


Vgl. zur rechtlichen Zulässigkeit derartiger Versicherungen


unter aufsichtsrechtlichen Aspekten Abschnitt IX.

Hier ist allerdings bei bewertenden Aussagen wegen der noch unsicheren Datenlage Vorsicht geboten.

2.3 Die Finanzierung

Nach dem Altersvorsorgeplan 2001 im öffentlichen Dienst erfolgt die Regelung der Finanzierung der neu eingeführten Betriebsrente grundsätzlich aufgrund der eigenen Entscheidung der einzelnen Zusatzversorgungskasse.


Vgl. Ziffer 4.1 des Altersvorsorgeplans 2001.

Die allgemein zugänglichen Angaben der KZVK zur Finanzierung der neuen Betriebsrente nach dem Punkte-Modell sind nicht sehr aussagekräftig. Deshalb muss auch in dieser Hinsicht eine erheblicher Vorbehalt hinsichtlich von tragfähigen Aussagen in diesem Gutachten gemacht werden.

Wesentlich sind dabei aber die folgenden Aussagen der KZVK:


Vgl. zum Folgenden KZVK-Rundschreiben Nr. 3/2001.

Danach erfüllt die Reform im öffentlichen Dienst die von den Kirchenkassen entwickelten Anforderungen an ein „kalkulierbares, transparentes, steuerlich gefördertes und zukunftsträchtiges“ Altersvorsorgesystem. Überlegungen zu einem Ausscheiden aus dem Verbund des öffentlichen Dienstes seien gegenstandslos. Bei dem unverzüglich auszuarbeitenden Satzungsentwurf soll bei der Finanzierung wie folgt verfahren werden:

Die Kapitaldeckung wird bereits mit dem Systemwechsel am 01.01.2002 eingeführt. Damit werden die Leistungsansprüche (Altlast) an die KZVK aus dem vorhandenen Vermögen finanziert. Es besteht eine geringe, aber nicht näher bezifferte Deckungslücke, die auf Dauer durch einen – voraussichtlich – steuerfreien Zuschuss geschlossen werden soll. Für den future-service wird ein kapitalgedecktes Versorgungsvermögen aufgebaut.



Zu den Finanzgrundlagen der KZVK und



den Auswirkungen auf die Rechtmäßigkeit



auf die gewählte Umstellung vgl. Abschnitt V. Ziffer 4.

Bis zu der steuerlichen Höchstgrenze von im Jahre 2002 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung (2.160 €) kann der vom Arbeitgeber geleistete Beitrag steuer- und sozialabgabenfrei geleistet werden. Über diesen Höchstbetrag hinaus erfolgt eine Pauschalversteuerung nach § 40b EStG durch den Dienstgeber. Eine Verpflichtung zu einer individuellen Versteuerung durch den Mitarbeiter wird im Regelfall nicht bestehen. 

3.
Vergleich der beiden Leistungspläne

Eine absolute und allgemein gültige Aussage für einen Vergleich der Leistungen aus den beiden Leistungspläne ist ohne ausreichende versicherungs-mathematische Vorausberechnungen für einen repräsentativen Versichertenbestand nicht möglich. Dies zeigt die Erfahrung aus anderen Umstellungsprozessen bei der Einführung eines neuen Versorgungssystems. Allerdings sollten derartige Berechnungen nicht Gegenstand dieses Gutachtens sein. Es wird sich zeigen, ob es nicht doch zweckmäßig ist, entsprechende Berechnungen für ein repräsentatives Kollektiv eines bei der KZVK beteiligten Dienstgebers durchzuführen. Erst dann stehen nämlich ausreichende Daten zur Verfügung, in welcher Intensität in die im System der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes erworbenen Anwartschaften eingegriffen werden wird. 

Es lassen sich aber einige Erfahrungswerte finden, anhand derer eine grobe Einschätzung über die Vergleichbarkeit der beiden Leistungspläne angestellt werden kann.

3.1 Grundsätzliches

Nach eigenen Erfahrungen liegt ein Beitrag von 4 % des Entgelts in einem beitragsorientierten System an der Grenze dessen, was zur Finanzierung von wertgleichen Versorgungsleistungen ausreichend ist. Besonders bei Beständen von Pflichtversicherten, bei denen ein sehr hoher Anteil an Teilzeitbeschäftigten festzustellen ist, reicht dieser Beitrag in der Regel nicht aus. Es wird unterstellt, dass auch bei den kirchlichen und karitativen Dienstgebern, die bei der KZVK beteiligt sind, eine vergleichbare Situation gegeben ist. Denn der Bestand der Beteiligten nach Branchen bei der KZVK ist so strukturiert, dass er ausschließlich Betreuungsaufgaben im Gesundheitswesen, in der Altenpflege und in der Kinder- und Jugendarbeit umfasst.


Vgl. Geschäftsbericht 2000 der KZVK, Textziffer 18 sowie die 


Tabelle „Gesamtbestand von Abrechnungsstellen“.

Nach allgemeinen Erfahrungen aus diesen Branchen ist in diesen Bereichen der Anteil an Frauen und damit auch an Teilzeitbeschäftigten besonders hoch.

3.2
Entgelte oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze

Ferner ist zu beachten, dass die KZVK eine Zusatzversorgung für alle bei ihren Beteiligten beschäftigten Mitarbeiter anbietet. Somit überschreitet ein nicht unwesentlicher Teil der Pflichtversicherten mit seinem gesamtversorgungsfähigen Einkommen auch die Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung, die im Jahre 2001 DM 104.400 betragen hatte. Bei einem System der Gesamtversorgung bemisst sich die Versorgungsrente nur für die Einkommensbestandteile bis zur Beitragsbe-messungsgrenze aus der Differenz aus zugesagter Gesamtversorgung und gesetzlicher Rente. Mit anderen Worten wird in dem endgehaltsbezogenen System der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes für Gehaltsbestandteile oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze eine Vollversorgung gezahlt. Deshalb erhebt die KZVK ab dem höchsten BAT-Tarifgehalt auch eine zusätzliche Umlage von 9 %.


Vgl. § 62 Abs. 4 der KZVK-Satzung.

Andere Zusatzversorgungskasse, z.B. die ZKW in Münster, erheben eine zusätzliche Umlage in Höhe des Gesamtbeitrages in der gesetzlichen Rentenversicherung. Dieser beträgt derzeit 19,1 %.

Eine derartige Vollversorgung ist aber nach den von mir gewonnenen Erfahrungen mit der Umstellung der Gesamtversorgung nicht für einen Beitrag von 4 % des Entgelts zu erhalten. Vielfach werden derartige beitragsorientierte Versorgungssysteme so gestaltet, dass für die Gehaltsbestandteile bis zur Beitragsbemessungsgrenze ein Prozentsatz (z.B. 4 %) und für darüber liegende Gehaltsbestandteile ein weiterer Prozentsatz (z.B. 12 %) als Beitrag vom Arbeitgeber eingerechnet wird. Erst damit kann die hohe Versorgungslast einigermaßen wertgleich erreicht werden.

3.3
Die Auswirkungen von Zins und Rendite

Schließlich wird noch auf die Wirkungen des Zinssatzes und der zu erwartenden Rendite aus den jährlichen Beiträgen zu achten sein. Nach dem Punkte-Modell, wie es der öffentliche Dienst bereits vereinbart hat, werden die jährlichen Beiträge mit einem garantierten Zins von 3,25 % verzinst. Dies ist auch der steuerrechtlich vorgeschriebene Rechnungszins für Lebensversicherungen.

Erfahrungsgemäß kann mit einer derartigen Verzinsung, gleichgültig ob fiktiv oder tatsächlich erreicht, keine der bisherigen kirchlichen Zusatzversorgung wertgleiche betriebliche Altersversorgung erreicht werden. Es ist deshalb eine höhere Rendite aus der Anlage der Beiträge bis zu ihrer Leistungsverwendung erforderlich. Die KZVK gibt selbst an, dass sie bei ihrem Bestand an Pflichtversicherten eine Rendite von 6 % für ausreichend hält, damit keine Leistungseinbußen entstehen.


Vgl. KZVK-Rundschreiben Nr. 3/2001.

Ob die KZVK bei ihrer Anlagepolitik diese Rendite erreichen wird, vermag ich ohne nähere Kenntnis der Umstände und der Zusammensetzung nicht zu beurteilen. Im Geschäftsjahr haben die Erträge aus Kapitalanlagen 1.004,6 Mio. DM betragen. Bei einem Gesamtwert der Kapitalanlagen zum Stichtag 31.12.2000 von 15.354,8 Mio. DM betrug die erwirtschaftete Rendite also ca. 7,1 % und lag damit über diesem Wert.


Vgl. Geschäftsbericht 2000 der KZVK, Textziffer 29 


und Tabelle „Kapitalanlagen“.

Bei einer Prognose wird man aber die künftige Entwicklung auf dem Kapitalmarkt aufgrund der aktuellen politischen und wirtschaftlichen Lage nicht unberücksichtigt lassen dürfen. So haben in der jüngsten Zeit alle deutschen Lebensversicherungen die Gewinnerwartungen bei ihren Lebensversicherungsverträgen für die zu erwartenden Ertragsanteile deutlich nach unten korrigiert. Der Marktführer Allianz Lebensversicherungs-AG liegt dabei mit einer Erwartung von 6,8 % noch relativ günstig, andere Lebensversicherer kalkulieren vorsichtiger.

Damit steht also keinesfalls sicher fest, dass derartige Renditen auch in den künftigen Jahren erwartet werden können. Damit erscheint die Wertgleichheit des neuen Punkte-Modells nicht abschließend als gesichert.

IV.

Die wesentliche Frage bei der rechtlichen Beurteilung der Umstellung von einem Gesamtversorgungssystem in ein Betriebsrentensystem ist die nach der rechtlichen Zulässigkeit. Dabei muss bei der Beurteilung der rechtlichen Zulässigkeit in mehrfacher Hinsicht unterschieden werden:

· Werden die bisher in der Vergangenheit beim Dienstgeber erdienten Versorgungsanwartschaften in das neue System überführt, so genießt dieser „past-service“ einen besonderen rechtlichen Schutz.

· Wird der bisherige Verschaffungsanspruch auf eine Gesamtversorgung in das neue Betriebsrentensystem überführt, ist auch der in der Zukunft beim Dienstgeber zu erdienende Versorgungsanspruch in seiner Ausgestaltung und seiner erreichbaren Höhe an bestimmten rechtlichren Vorgaben zu messen („future-service“).

· Schließlich können alle nach dem Umstellungsstichtag neu einzustellenden Mitarbeiter ihre betriebliche Altersversorgung nur im neu eingeführten Betriebsrentensystem aufbauen. 


In diesem Abschnitt wird als Maßstab für die rechtliche Beurteilung dieser Fragestellungen die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts dargestellt und seine Anwendbarkeit im Rahmen der besonderen kirchlichen Gestaltungsformen herausgearbeitet. Konkrete Schlussfolgerungen werden dann in den anschließenden Abschnitten gezogen werden.

1.
Grenzen der Veränderung von Versorgungsordnungen


Werden auf kollektivrechtlicher Ebene begründete Versorgungsanwartschaften geändert, verlangt das BAG in ständiger Rechtsprechung, dass die von Verfassung wegen gebotenen Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und des Vertrauensschutzes bei Eingriffen in Versorgungsbesitzstände berücksichtigt werden.



Vgl. BAG, Urteil vom 17.04.1985 – 3 AZR 72/83 - , 



BAGE 49, 57 mit Verweis auf den Beschluss des BVerfG 



vom 19.10.1983 – 2 BvR 298/81 - , BVerfGE 65, 196; st. Rspr.

Dieser Schutz des Besitzstandes ist nicht nur von Bedeutung beim Widerruf einer ohne Rechtsanspruch zugesagten Unterstützungskassenleistung, sondern insbesondere bei der Kündigung oder Änderung von Betriebsvereinbarungen. Er gilt auch für abändernde Tarifverträge.


Vgl. BAG, Urteil vom 20.02.2001 – 3 AZR 252/00 - .

Allerdings ist für den vorliegenden Gutachtensauftrag davon auszugehen, dass in der Regel der arbeitsrechtliche Verschaffungsanspruch des Mitarbeiters auf eine Zusatzversorgung nicht auf der Geltung eines Tarifvertrages beruht. Grundlage der arbeitsrechtlichen Ansprüche sind vielmehr die Arbeitsvertragsrichtlinien des Deutschen Caritasverbandes oder eine KODA-Regelung. Es ist deshalb festzulegen, ob und ggf. inwieweit die vom Bundesarbeitsgericht entwickelten Grundsätze auch auf diese Rechtsquellen der katholischen Kirche anwendbar sind.

1.1
Die Anwendung auf kirchliche Regelungen

Es kann kein Zweifel bestehen, dass die vom BAG entwickelten Grundsätze auch bei Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) zu berücksichtigen sind, die zwar keinen Kollektivvertrag darstellen, einem Tarifvertrag aber artverwandt sind. Das BAG geht allerdings davon aus, dass den Tarifvertragsparteien aufgrund von Art. 9 Abs. 3 GG eine größere Gestaltungsfreiheit zusteht als den Betriebsparteien. Ob dies auch für Arbeitsvertragsrichtlinien gelten würde, ist zu entscheiden.


Arbeitsvertragsrichtlinien und Arbeitsvertragsordnungen der karitativen Verbände der Kirchen und der Kirchen selbst stellen keine Tarifverträge dar. Sie erhalten diese Rechtsqualität auch nicht, weil sie in einem geordneten Regelungsverfahren entstanden sind und durch paritätisch besetzte Kommissionen festgelegt werden. Die Rechtsprechung misst ihnen deshalb auch nicht die Qualität von Tarifverträgen zu.


Vgl. BAG, AP Nr. 9 zu § 72a ArbGG 1979 Grundsatz


= BAGE 34, 182; BAG, Urteil vom 28.10.1987,


5 AZR 518/85 - , AP Nr. 1 zu § 7 AVR.


Deshalb ist auch unter der Geltung von Arbeitsvertragsrichtlinien und kirchlichen Arbeitsvertragsordnungen der einzelne Arbeitsvertrag die ausschlaggebende Rechtsquelle für die Arbeitsbedingungen. 


Vgl. BAG, Urteil vom 17.04.1996 , - 10 AZR 558/95 - , AP Nr. 24 zu § 611 Kirchendienst.


Gleichwohl ist nicht zu verkennen, dass die Tatsache, dass einheitliche Arbeitsbedingungen für eine unbestimmte Vielzahl von Arbeitsverhältnissen in einem geordneten und paritätisch ausgestalteten Verfahren festgelegt werden, nicht ohne Wirkung sein kann. Denn die Dienstgeber verweisen in ihren Arbeitsverträgen auf diese allgemeinen Regelungen und wenden sie deshalb für eine unbestimmte Vielzahl von Arbeitsverträgen an. Die Arbeitsvertragsrichtlinien gelten durch das Institut der Bezugnahme in der jeweils geltenden Fassung.


Deshalb hat das Bundesarbeitsgericht in dem Urteil vom 06.11.1996 die Arbeitsvertragsrichtlinien hinsichtlich der beschränkten richterlichen Inhaltskontrolle mit Tarifverträgen gleichgestellt. Dies erfolgt im Hinblick auf die Wahrung der Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG „zumindest soweit in den Arbeitsvertragrichtlinien die entsprechenden Tarifvertragsregelungen des öffentlichen Dienstes für gleichgelagerte Sachbereiche ganz oder mit im wesentlichen gleichen Inhalten übernommen werden, die dann kraft arbeitsvertraglicher Vereinbarung für das einzelne Arbeitsverhältnis gelten.


Vgl. BAG, Urteil vom 06.11.1996., - 5 AZR 334/95 - , 


AP Nr. 1 zu § 10a AVR Caritasverband = BAGE 84, 282 ff.;


 BAG, Urteil vom 28-01-1998 , - 4 AZR 491/96 - , AP Nr. 11 


zu § 12 AVR Caritasverband.


Für die weitere Betrachtung gehe ich deshalb von der Anwendbarkeit der für die Inhaltskontrolle von Tarifverträgen, die eine Versorgungsordnung ändern, entwickelten Grundsätze des BAG im Rahmen der Arbeitsvertragsrichtlinien und der entsprechenden kirchenrechtlich begründeten allgemeinen Regelungen aus.


Die Arbeits-/Dienstverträge, die mit Anwendung der AVR abgeschlossen werden, entsprechen inhaltlich dem Musterdienstvertrag des Deutschen Caritasverbandes.



Vgl. § 7 Abs. 1 Satz AVR und Anlage D.


Dieser Musterdienstvertrag verweist auf die Arbeitsvertragsrichtlinien in ihrer jeweils geltenden Fassung. Sie enthalten also eine Jeweiligkeitsklausel.



Vgl. § 2 Satz 1 des Musterdienstvertrages.


Bei Dienstverträgen auf der Grundlage der AVR mit Jeweiligkeitsklausel ist für den Mitarbeiter also erkennbar, dass die Versorgungszusage grundsätzlich verschlechternden Eingriffen ausgesetzt ist, bei denen er nicht beteiligt werden muss, vor deren Wirkung er aber durch Bestandsschutzregeln geschützt ist. Andererseits aber kann der Mitarbeiter grundsätzlich erwarten, dass er für die von ihm erbrachte Vorleistungen durch Betriebstreue, die er nur einmal erbringen kann, auch die ihm in Aussicht gestellte Gegenleistung erhält, soweit dem nicht Gründe auf Seiten des Arbeitgebers entgegenstehen, die seine schützenswerten Interessen überwiegen. Die so beschriebene Befugnis zur Veränderung, die im betrieblichen Bereich den Betriebspartnern zusteht, muss im Rahmen der kirchlichen Regelungsbefugnisse von den Kommissionen adäquat berücksichtigt werden.

1.2
Die Beachtung des Besitzstandes bei Tarifverträgen


Für Leistungen der betrieblichen Altersversorgung sind bisher wenige Tarifverträge maßgeblich. Folglich ist die Rechtsprechung, die sich mit den Besitzständen bei Tarifverträgen auseinandersetzt, meist zum öffentlichen Dienst ergangen.


In einem Urteil vom 20.02.2001 setzt sich das BAG mit dem Gesamtversorgungssystem bei NDR auseinander.



Vgl. BAG, Urteil vom 20.02.2001, - 3 AZR 252/2000 -.


Dort war wegen eingetretener Überversorgung eine Nettolohnobergrenze eingeführt worden. Hierzu heißt es in der Entscheidung:


"Auch die Tarifvertragsparteien dürfen die vorhandenen Besitzstände nicht völlig außer Acht lassen, sondern haben die sich aus dem Rechtsstaatsprinzip (Artikel 20 Abs. 3 GG) ergebenden Grundsätze des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Diese Grundsätze wurden bei der Einführung der Nettogesamtversorgungs-Obergrenze nicht verletzt. Die Beklagte hat als Anstalt des öffentlichen Rechts das haushaltsrechtliche Gebot des sparsamen und wirtschaftlichen Handelns zu beachten. Anders als einem privaten Arbeitgeber ist es öffentlich-rechtlichen Arbeitgebern einschließlich der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten nicht gestattet, die Betriebsrentner deutlich besser zu stellen als die aktiven Arbeitnehmer. Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten dürfen eine übermäßige Altersversorgung auf das im öffentlichen Dienst übliche Niveau zurückzuführen. 



Vgl. dazu BAG, Urteil vom 03.09.1991, - 3 AZR



369/90 - , BAGE 68, 248.

Dies gilt nicht nur für eine nachträgliche Verschlechterung der Versorgungszusage durch eine Dienstvereinbarung, .... sondern erst recht für eine tarifvertragliche Korrektur ...... Nach diesen Grundsätzen darf im öffentlichen Dienst auch eine nicht planwidrige Überversorgung beseitigt werden. Der Kläger würde nach den bisherigen Versorgungsregelungen überversorgt. ..... Die Zurückführung der Altersversorgung auf das im öffentlichen Dienst übliche Niveau ist nicht unverhältnismäßig, sondern entspricht den haushaltsrechtlichen Pflichten des Beklagten ..... " Die Ausführungen des BAG haben "nichts mit der Frage zu tun, ob der Arbeitnehmer auf eine fortbestehende Verletzung des nur für den öffentlichen Dienst geltenden Gebots des wirtschaftlichen und sparsamen Handels vertrauen durfte....."


Ähnliche Entscheidungen zum öffentlichen Dienst betreffen ebenfalls den Abbau einer Überversorgung. In der bereits zitierten Entscheidung vom 03.09.1991



Vgl. BAG vom 03.09.1991, a.a.O.


heisst es ausdrücklich, auch wenn die Vorschriften der §§ 2 bis 5, 16, 27 und 28 BetrAVG im konkreten Fall nicht anzuwenden seien, hindere dies nicht die Überprüfung einer ablösenden Regelung unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung, der Verhältnismäßigkeit und des Vertrauensschutzes. § 2 BetrAVG bestimme nämlich nur, in welcher Höhe die unverfallbare Anwartschaft eines vorzeitig aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschiedenen Mitarbeiters aufrechterhalten werde. Diese Vorschrift sei bei der Ablösung von Versorgungswerken nur heranzuziehen, um erkennen zu können, in welchem Umfang Ansprüche bereits erdient sind und deshalb nachträglich nur ausnahmsweise, aus zwingenden Gründen eingeschränkt oder entzogen werden dürfen. Auch in dieser Entscheidung wird auf die Besonderheiten der Anstalten des öffentlichen Rechts hingewiesen und auf das Gebot des sparsamen und wirtschaftlichen Handels. Anders als bei einem privaten Arbeitgeber sei es öffentlich-rechtlichen Arbeitgebern, die sich über Gebühren finanzieren, nicht gestattet, Versorgungsleistungen in beliebiger Höhe zuzusagen.

2.
Wesentlicher Inhalt der Drei-Stufen-Theorie


Den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und des Vertrauensschutzes trägt das BAG in ständiger Rechtsprechung bei Betriebsvereinbarungen dadurch Rechnung, dass es eine sog. Drei-Stufen-Theorie entwickelt hat. Je stärker in Besitzstände eingegriffen werden soll, desto gewichtiger müssen die Gründe für diesen Eingriff sein. Diesen Grundsatz differenziert das Bundesarbeitsgericht je nach dem einzelnen Regelungsgegenstand:

· In den bereits erdienten und nach den Grundsätzen des § 2 BetrAVG errechneten Teil einer Versorgungsanwartschaft kann nach der Rechtsprechung nur aus wichtigem Grund – zum Teil ist auch von zwingenden Gründen die Rede – eingegriffen werden. 

· Zuwächse, die sich aus variablen Berechnungsfaktoren ergeben, können nur aus triftigem Grund geschmälert werden, soweit sie in der Vergangenheit zeitanteilig erdient worden sind.

· Soll in Zuwachsraten eingegriffen werden, die noch nicht erdient worden sind, genügen sachlich-proportionale Gründe. Damit ist der erst zukünftig zu erdienende Teil einer Versorgungsanwartschaft gemeint, für den erst noch die Gegenleistung in Form der Betriebstreue erbracht werden muss.



So zuletzt zur Kündigung einer Betriebsvereinbarung



BAG, Urteil vom 11.05.1999, - 3 AZR 21/98 - , BAGE 91, 310.


Dabei ist die Dreiteilung des Besitzstandes Ausfluss des Entgeltcharakters der betrieblichen Altersversorgung



Grundlegend BAG, Urteil vom 10.03.1972, - 3 AZR 278/71 - ,



BAGE 24, 177.


Diesen Entgeltcharakter einer für den Eintritt eines Versorgungsfalles zugesagten Versorgungsleistung wird man auch bejahen müssen, wenn man das Synallagma bei der Ausgestaltung der Dienstverträge im Rahmen der AVR des Deutschen Caritasverbandes und bei den anderen in Frage stehenden kirchlichen Rechtsordnungen bejaht. 


Die Differenzierung zwischen dem erdienten Teil einer Versorgungsanwartschaft und dem zukünftig erdienbaren Teil wird grundsätzlich an der Regelung des § 2 BetrAVG gemessen. § 2 BetrAVG stellt auf den Teilleistungsgedanken ab und hat seine eigentliche Bedeutung beim Ausscheiden eines Mitarbeiters aus einem Unternehmen mit einer kraft Gesetzes unverfallbaren Anwartschaft. Dieser Rechtsgedanke bestimmt, dass die für den Eintritt eines Versorgungsfalles zugesagte Versorgungsleistung zeitanteilig bemessen auch demjenigen zusteht, der vorzeitig ausgeschieden ist. Von der Leistung, die der Betriebstreue Mitarbeiter erhalten würde, bekommt der vorzeitig ausgeschiedene den Anteil, der dem Verhältnis der tatsächlich im Unternehmen abgeleisteten Dienstzeit zu der bis zur festen Altersgrenze möglichen Dienstzeit entspricht. Man spricht auch vom m/n-tel- bzw. Quotierungsverfahren. Beim Besitzstand hat das BAG diesen Teilleistungsgedanken aufgegriffen.

3. Gesamtversorgungssysteme

In der Praxis der betrieblichen Altersversorgung sind sog. Gesamtversorgungssysteme heute weitgehend unbekannt. Derartige Systeme, in denen eine bestimmte am Endgehalt bemessene Versorgungshöhe versprochen wird, die sich aus Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung und ergänzenden eigenen Leistungen des Arbeitgebers oder bei den mittelbaren Durchführungswegen einer dritten Rechtspersönlichkeit zusammensetzt, waren in der Vergangenheit allerdings in verschiedenen Wirtschaftsbereichen bekannt, so z.B. im privaten Bankgewerbe. Sie sind aber wegen ihrer geringen Transparenz und Planbarkeit durchweg durch andere Durchführungswege und Leistungspläne abgelöst worden. Lediglich der öffentliche und der kirchliche Dienst verfügen heute noch über ein derartiges System.

Bei der Umstellung auf ein neues Betriebsrentensystem und bei Übertragung der bisher erdienten Anwartschaften in das neue System, wie dies bei der KZVK geplant und im öffentlichen Dienst vereinbart ist, sind wiederum besondere rechtliche Vorgaben und Maßstäbe zu beachten.

3.1
Besonderheiten von Gesamtversorgungssystemen


Bei Leistungsplänen, die für jedes Dienstjahr einen Steigerungsbetrag vorsehen, ist die Differenzierung zwischen dem erdienten und dem erdienbaren Versorgungsanspruch einfach. Kompliziert ist die Differenzierung aber bei Gesamtversorgungssystemen. 



Zu den Besonderheiten des von der KZVK durchge-



führten Gesamtversorgungssystems 



vgl. Abschnitt III. Ziffer 1.4.


Gesamtversorgungssysteme weisen die Besonderheit auf, dass nicht für jedes Dienstjahr ein bestimmter Steigerungsbetrag erdient wird. Vielmehr mindert sich der Anspruch des Mitarbeiters, wenn er in der Nähe der festen Altersgrenze erstmals entsteht. Dies beruht auf dem Umstand, dass bei Erreichen der festen Altersgrenze die höchstmögliche anrechenbare Sozialversicherungsrente erreicht ist. Je höher der Anrechnungsposten ist, um so geringer sind die in einem Gesamtversorgungssystem zu zahlenden Arbeitgeberleistungen. Jede Minderung der Sozialversicherungsrente, sei sie auf die Erwerbsbiographie des Mitarbeiters zurückzuführen, sei es, dass der Gesetzgeber in die Regeln für die gesetzliche Rentenversicherung mindernd eingreift, führen dazu, dass die Zahl- bzw. Finanzierungslast des Arbeitgebers steigt. Damit kann bei Gesamtversorgungszusagen unter verschiedenen rechtlichen Gesichtspunkten ein Anpassungsbedarf bestehen:

· Die Lasten, die sich durch eine Minderung der gesetzlichen Rente ergeben, können durch den Versorgungsträger nicht mehr ausgeglichen werden, weil die Finanzierungslast zur Auffüllung der Versorgungslücke die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Arbeitgebers übersteigt. Mit anderen Worten zwingen wirtschaftliche Gründe zu einer Anpassung der Versorgungsregelungen.

· Es ist bei den Mitarbeitern eine planwidrige Überversorgung eingetreten. Der ursprünglich angestrebte Versorgungsgrad bei Einführung des Versorgungssystems wird nicht nur in Einzelfällen, sondern systembedingt überschritten. Die tatsächliche Nettoversorgung des Mitarbeiters ist höher als der ursprünglich angestrebte Versorgungsgrad.

· Ist eine planwidrige Überversorgung eingetreten, kommt es nicht darauf an, wie stark der Arbeitgeber durch die unveränderte Fortzahlung der Betriebsrenten belastet würde. Der Abbau einer Überversorgung ist kein Fall des unverhältnismäßigen Auseinanderklaffens von Leistung und Gegenleistung (Äquivalenzstörung), sondern ein Fall der Zweckverfehlung. 



Vgl. BAG, Urteil vom 28.07.1998, - 3 AZR 100/98 - ,



BAGE 89, 262.


Ist planwidrig eine Überversorgung eingetreten, kann nach der ständigen Rechtsprechung des BAG in alle drei vorgenannten Besitzstandsstufen, ja sogar in bereits laufende Renten, eingegriffen werden, weil ein Wegfall der Geschäftsgrundlage vorliegt. Das Versorgungsniveau kann an das ursprünglich angestrebte Versorgungsziel angepasst werden.


Diese Anpassung geschieht üblicherweise, indem entsprechende Versorgungsobergrenzen neu festgelegt werden. Allerdings kann eine solche Anpassung wegen einer Zweckverfehlung nicht dazu genutzt werden, das ursprüngliche Konzept der Versorgungszusagen zu ändern. Geänderte Wertvorstellungen der Betriebspartner sind mit anderen Worten nicht geeignet, unter dem Gesichtspunkt des Wegfalls der Geschäftsgrundlage einen Eingriff zu rechtfertigen.


Schließlich muss auch noch beachtet werden, dass mit der Beendigung einer Gesamtversorgungszusage unausweichlich auch die Abkoppelung von der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung verbunden ist. Diese Abkoppelung ist unabhängig von den noch zu untersuchenden Fragestellungen rechtlich nicht zu beanstanden.



Vgl. BAG, Urteil vom 17.03.1987, - 3 AZR 64/84 - ,



AP Nr. 9 zu § 1 BetrAVG.


Allerdings sind bei diesem Umstellungsvorgang die gleichen Maßstäbe an die Wahrung der erdienten Besitzstände anzulegen, wie sie für andere Arten von Leistungsplänen von der Rechtsprechung bereits entwickelt worden sind.



Vgl. BAG, Urteil vom 17.03.1987, - 3 AZR 64/84 -, a. a. O.

3.2
Der aktuelle Änderungsbedarf bei der KZVK


Es wird im folgenden unterstellt, dass nicht eine planwidrig eingetretene Überversorgung zum Anlass der Änderungen genommen wird, sondern der Wille der Parteien, das Versorgungssystem insgesamt an besser kalkulierbaren Grundlagen auszurichten und damit der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Dienstgeber anzupassen.


Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit kann stufenförmig wie folgt dargestellt werden:

· Sachlich-proportional sind wirtschaftliche Gründe, die auf einer wirtschaftlich ungünstigen Entwicklung des Unternehmens oder einer Fehlentwicklung der betrieblichen Altersversorgung beruhen. 

Vgl. BAG, Urteil vom 11.05.1999, - 3 AZR 21/98 -, a.a.O.

· Triftige wirtschaftliche Gründe liegen vor, wenn sich das Unternehmen in einer schlechten wirtschaftlichen Situation befindet. Die Maßgrößen sind hierfür u. a. eine nicht mehr angemessene Eigenkapitalverzinsung oder eine unangemessene Eigenkapitalausstattung.

Vgl. zur angemessenen Eigenkapitalverzinsung BAG, Urteil vom 23.05.2000, - 3 AZR 146/99 -, DB 2001, 2255; vgl. zur nicht mehr angemessenen Eigenkapitalausstattung BAG, Urteil vom 23.01.2001, - 3 AZR 287/00-.

· Zwingende oder wichtige Gründe liegen vor, wenn eine wirtschaftliche Notlage eingetreten ist. Die wirtschaftliche Notlage ist einem außergerichtlichen Vergleich verwandt.


Diese Begrifflichkeiten sind an Unternehmen ausgerichtet, die operativ am Geschäftsleben teilnehmen. Sie lassen sich nicht ohne weiteres auf sozial oder karitativ tätige Einrichtungen, deren Tätigkeit nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet ist, übertragen. Dies hat das LAG Düsseldorf in einer Entscheidung herausgearbeitet, die den Widerruf einer Unterstützungs-kassenzusage des Deutschen Gewerkschaftsbunds betraf. In dem konkreten Fall war das bisherige Gesamtversorgungssystem mit Wirkung für zukünftige Dienstjahre aufgegeben und in ein beitragsorientiertes Rentenbausteinsystem überführt worden. Hinsichtlich der in der Vergangenheit erdienten Anwartschaft blieb es beim zeitanteilig erdienten Gesamtversorgungssystem. 


Vgl. LAG Düsseldorf, Urteil vom 05.07.2000, - 1 Sa 1785/98 -, LAGE § 1 BetrAVG Ablösung Nr. 6 (Revision beim BAG: 3 AZR 512/00); Urteil vom 05.07.2000, - 1(13) Sa 1866/98 - , (Revision beim BAG). 3 AZR 513/00).


In den Entscheidungsgründen heißt es, dass im konkreten Fall kein Wegfall der Geschäftsgrundlage vorlag. Für die unerwarteten Mehrbelastungen, auf die sich der DGB berufen hatte, fehlte es an einem substantiierten Vortrag.


Dennoch wurde vom Gericht der Widerruf als berechtigt angesehen, weil die Belastungen des Beklagten mit Rentenleistungen so groß waren, dass es mit einiger Wahrscheinlichkeit nicht möglich sein würde, die für die Alters-versorgung in ihrer bisherigen Form aufzuwendenden Beträge aus dem Wertzuwachs und den Erträgen aufzubringen. Deshalb bestehe die Gefahr, dass Substanz aufgezehrt werde. Das Gericht gelangte zu dem Ergebnis, dass triftige Gründe im Sinne der Rechtsprechung des BAG vorliegen, die den Eingriff in die zeitanteilig erdiente Dynamik und das zukünftig Erdienbare rechtfertigen.


Beim DGB handelt es sich nicht um ein am Markt tätiges Unternehmen, das auf Gewinnerzielung ausgerichtet ist, sondern um einen steuerbefreiten Berufsverband in der Rechtsform eines nicht eingetragenen Vereins. Bewertungsmaßstäbe, wie sie der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur Beurteilung der wirtschaftlichen Lage von einem am Markt tätigen Unternehmen zugrunde liegen, könnten daher nur eingeschränkt herangezogen werden. Da der DGB keine Kapitalgesellschaft sei, bilanziere er nicht. Die ihm obliegenden Aufgaben würden sich aus seiner Satzung ergeben. Um diese Aufgaben erfüllen zu können, bedürfe es ausreichender Mittel, um sowohl Sach- als auch Personalausgaben, die zur Aufgabenerfüllung für notwendig erachtet werden, bestreiten zu können.


Die für die Finanzierung der Aufgabenerfüllung zur Verfügung stehenden Einnahmen resultierten im wesentlichen aus seinem Anteil an den Mitgliederbeiträgen der Einzelgewerkschaften. Die Höhe der Mitgliederbeiträge in ihrer Gesamtheit ergab sich aus der Zahl der Mitglieder und aus der Höhe der Bruttoeinkommen, von denen ein prozentueller Anteil abzuführen sei. Der ganz überwiegende Teil der Ausgaben (65 %) entfalle auf Personalkosten, der wesentlich geringere (35 %) auf Sachkosten. Es sei anhand objektiver Kriterien die wirtschaftliche Leitungsfähigkeit zu prüfen. Den schwankenden Mitgliederzahlen und den damit verbundenen schrumpfenden Beitragseinnahmen stünden steigernde Rentenverpflichtungen gegenüber. Aus der nicht ausreichenden Finanzierung der Verpflichtungen über die Unterstützungskasse folge, dass die Finanzierung der Versorgungsanwartschaften bei den vorhandenen Anwärtern nicht ausreichend sei. Für die Beurteilung der Leistungsfähigkeit seien Sachverständigen-Gutachten einzuholen. Diese waren dem Gericht auch vorgelegt worden.


Die aus den Gutachten gezogene Folgerung laute, dass Einsparungen vorgenommen werden müssten, um den Mehraufwand für die steigenden Rentenzahlungen kompensieren zu können." Die Steigerung für die Kosten der Rentner muss, da Personal- und Sachausgaben im wesentlichen aus den Beitragseinnahmen finanziert werden, wenn keine mit einer Kostenreduzierung verbundene Änderung der Altersversorgung erfolgt, zu Lasten der Personal- und/oder der Sachkosten gehen. Ein Eingriff zu Lasten der Sachkosten wird nur im geringen Umfang möglich sein, da der Hauptanteil auf die Personalkosten entfiel." 



Vgl. LAG Düsseldorf, Urteile vom 05.07.2000, a.a.O.

Es sei davon auszugehen, dass die Beibehaltung der Altersversorgung nicht zu Lasten der Aktiven gehen darf, sie insbesondere nicht eine Arbeits-platzgefährdung zur Folge haben dürfe. Dies gelte insbesondere im Hinblick auf die gesellschaftspolitische Funktion des Beklagten, die er nur dann sachgerecht ausfüllen könne, wenn ein gewisser Personalbestand zur Verfügung stehe. Da der Beklagte kein auf Gewinnerzielung und  Gewinnmaximierung ausgerichtetes Unternehmen sei, seien mögliche Rationalisierungsmaßnahmen zwar auf Kosteneinsparung gerichtet, nicht aber darauf, einen Gewinn und erst recht nicht, die Einnahmen zu mehren. Die Einnahmen, die aus Mitgliederbeiträgen resultierten, seien im Gegenteil unabhängig von Personalbestand. Erfolge also Personalabbau zur Kosteneinsparung und werde dies durch Rationalisierung erreicht, so stelle dies zunächst ein Indiz dafür dar, dass andere Kosten zu stark angewachsen seien und daher eine Kompensation erfolgen müsse. 


Die Entscheidung darüber, wie viele Mitarbeiter der Verein für seine Aufgabenerfüllung beschäftigen wolle, sei allein dem Beklagten vorbehalten. Nach seiner Satzung seien die technischen und personellen Voraussetzungen unter Anwendung der Grundsätze einer modernen und rationellen Verwaltung und Organisation zu schaffen. Habe er diese Organisationsentscheidung getroffen, könne ihm nicht vorgehalten werden, es sei möglich, die Arbeit mit weniger oder notwendig, sie mit mehr Mitarbeitern zu erledigen. 


Die Zunahme der ungedeckten Verpflichtungen führte nachvollziehbar zu einer Substanzgefährdung in Relation zur gebotenen satzungsgemäßen Aufgabenerfüllung. Auch wenn bei einer mittelbaren Durchführung der betrieblichen Altersversorgung keine Pensionsrückstellungen gebildet worden seien, seien diese doch bei der Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen. Aus der Tatsache, dass der DGB sich zunächst für ein Gesamtversorgungssystem entschieden habe, könne nicht geschlossen werden, dass er dieses System auf Dauer beibehalten müsste, nachdem sich seine wirtschaftliche Situation maßgeblich verändert habe. Da er nicht in der Lage sei, seine Umsätze und seinen Gewinn zu steigern, er im Gegenteil von seinen Beitragseinnahmen abhängig sei, könne er auf ein Gesamtversorgungssystem mit der Schwierigkeit der Kalkulierbarkeit auf Dauer nicht angemessen reagieren.


Diese Entscheidungen des LAG Düsseldorf sind durch Urteile des BAG vom 11.12.2001 bestätigt worden. Die gegen diese Entscheidungen eingelegten Revisionen wurde zurückgewiesen. 


Vgl. BAG, Urteile vom 11.12.2001, - 3 AZR 512/00 – und 3 AZR 513 - , noch nicht veröffentlicht.


Aus der mündlichen Verhandlung wurde berichtet, dass auch das BAG den Besonderheiten eines nicht wirtschaftlich tätigenden Unternehmens Rechnung trage. Auch dann, wenn keine Pensionsrückstellungen gebildet worden seien, seien die bestehenden, nicht ausfinanzierten Versorgungsverpflichtungen nach handelsbilanziellen Grundsätzen bei der Prüfung der wirtschaftlichen Situation zu berücksichtigen. Zudem hat das BAG die Auffassung vertreten, dass sich ein verfassungsrechtlich geschützter Kern der Aufgabenerfüllung aus Art. 9 GG ergebe. Dem Abschluss einer Betriebsvereinbarung komme eine maßgebliche Indizwirkung in dem Sinne zu, als mit ihr auf das Vorhandensein wichtiger Gründe geschlossen werden könne. Hinsichtlich des Eingriffs wegen triftiger Gründe komme es nicht auf den Zeitpunkt der Änderung an, sondern auf die Versorgungssituation bei Rentenbeginn. Die erdiente Dynamik sei auch dann gewahrt, wenn mit den künftigen Steigerungsbeträgen dieses Versorgungsziel erreicht werde.

4. Folgerungen für die kirchlichen Dienstgeber


Ähnliche Überlegungen, wie sie für den nicht wirtschaftlich tätigenden DGB gelten, sind nach meiner Auffassung auch bei den im Deutschen Caritasverband zusammengeschlossenen Einrichtungen maßgeblich. Auch bei ihnen kommt es nicht darauf an, Gewinne zu erzielen oder zu maximieren. Das wesentliche Ziel einer Tätigkeit einer Einrichtung oder Dienststelle, die in der Bundesrepublik Deutschland dem Deutschen Caritasverband angeschlossen ist, ist es, dem gemeinsamen Werk der christlichen Nächstenliebe zu dienen. Dabei ist die Caritas eine Lebens- und Wesensäußerung der katholischen Kirche.



Vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 und 2 AVR.


Daran ändert auch nichts, dass viele Einrichtungen im Deutschen Caritasverband aufgrund der überwiegenden Finanzierung aus Steuermitteln (des Staates und der katholischen Kirche) gehalten sind, strengste wirtschaftliche Grundsätze und höchste Sparsamkeit anzuwenden. Deshalb sind die von der neuen Rechtsprechung des BAG entwickelten Grundsätze im wesentlichen auch auf die Veränderung der Gesamtversorgungsordnung anzuwenden, die derzeit bei der KZVK beabsichtigt ist.


Um eine Entscheidungsgrundlage für das weitere Vorgehen zu erhalten, müssten die erwartete Einnahmeentwicklung bei der KZVK der Entwicklung der Versorgungslasten über einen längeren Zeitraum gegenüber gestellt werden. Es müsste geprüft werden, welche Finanzierungslücke noch besteht und entsteht. Darüber hinaus müsste herausgearbeitet werden, welcher verfassungsrechtlich geschützte Aufgabenbereich besteht und dass dieser nur gewährleistet werden kann, wenn bei der betrieblichen Altersversorgung Eingriffe vorgenommen werden.


Die beabsichtigte Neuregelung geht aber über das hinaus, womit der sich das LAG Düsseldorf und das BAG befassen mussten. Denn bei diesen Entscheidungen war unstreitig, dass der in der Vergangenheit erdiente Teil der Gesamtversorgungszusage in vollem Umfang erhalten blieb. Ob dabei die anrechenbare Sozialversicherungsrente gemäß § 2 Abs. 5 BetrAVG mit dem Näherungsverfahren oder ob eine individuelle Sozialversicherungsrente berücksichtigt wurde, ist unbekannt. 


Jedenfalls besteht im Verhältnis zum vorliegenden Fall der Unterschied darin, dass bei der Systemumstellung bei der KZVK auch für die Vergangenheit nur Rentenbausteine gewährt werden sollen. Dies könnte im Hinblick auf die Frage der Rechts- und Verfassungsmäßigkeit des kraft Tarifvertrages oder Satzung angewendeten § 18 Abs. 2 BetrAVG bedenklich sein. Auf diese Frage wird im Abschnitt V. Ziffer 3.3 noch näher eingegangen werden.


Wendet man die vom Bundesarbeitsgericht für den Randbereich des öffentlichen Dienst entwickelten Gedanken auch auf die kirchlichen und karitativen Dienstgeber und Einrichtungen an, die über die Beteiligungs-vereinbarung an die KZVK gebunden sind, so spricht vieles dafür, dass der Prüfungsmaßstab berücksichtigen muss, dass auch diese Einrichtungen vergleichbaren Grundbedingungen entsprechen, wie sie beim originären öffentlichen Dienst und bei durch Gebühren finanzierten öffentlich-rechtlich Rundfunkanstalten angelegt werden. Dies bedeutet im Ergebnis, dass ein bestehendes System einer betrieblichen Altersversorgung dann geändert werden darf, wenn es bei seiner unveränderten Durchführung die kirchlichen und karitativen Dienstgeber bei der Erfüllung der ihnen durch die Kirchenverfassung übertragenen Ausgaben überfordern würde. Allerdings kann die Tragfähigkeit einer auch in Besitzstände eingreifenden Veränderung erst dann möglich werden, wenn diese Überforderung auch nachgewiesen werden könnte.

5.
Zwischenergebnis

Auf der Grundlage der in diesem Abschnitt zusammengetragenen und herausgearbeiteten Überlegungen muss die beabsichtigte Veränderung der bislang von der KZVK für die kirchlichen und karitativen Dienstgeber durchgeführten Gesamtversorgung (Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes) an den folgenden wesentlichen Maßstäben geprüft werden:

· Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur Veränderbarkeit einer betrieblichen Altersversorgung, sog. Drei-Stufen-Theorie, ist auch auf die durch die KZVK durchgeführte Veränderung der Zusatz-versorgung des kirchlichen Dienstes anzuwenden.

· Allerdings sind diese Gründe in der jüngsten Rechtsprechung des BAG zur betrieblichen Altersversorgung von Gewerkschaften und ihren Spitzenorganisationen bei sozial tätigen Trägern, die nicht auf Gewinnerzielung und -maximierung ausgerichtet sind, modifiziert worden. Danach liegen wichtige Gründe zum Eingriff in ein Versorgungssystem bereits dann vor, wenn die soziale Einrichtung bei der sonst gegeben Finanzierung nicht mehr zur Erfüllung ihrer satzungsmäßigen Aufgaben in der Lage ist. Dies ist durch konkrete Berechnungen nachzuweisen.

· Die Ausgangslage ist bei Mitgliedern des Deutschen Caritasverbandes und den anderen kirchlichen Dienstgebern, die bei der KZVK beteiligt sind, entsprechend, so dass diese Rechtsprechung übertragen werden kann.

· Die Arbeitsvertragsrichtlinien sind keine Tarifverträge im Sinne des Tarifvertragsgesetzes, stehen diesen Regelungen aber insoweit gleich, als sie nur einer eingeschränkten richterlichen Inhaltskontrolle unterliegen. 

· Die Vergleichbarkeit der kirchlichen und karitativen Dienstgeber mit dem Kernbereich des öffentlichen Dienstes und den durch Gebühren finanzierten öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten lässt ebenfalls die Übertragung der für diesen Rechtsbereich entwickelten Grundsätze zu. Danach ist der einzelne Dienstgeber bzw. die KZVK als mittelbarer Träger der Versorgung nicht dazu verpflichtet, das bestehende Versorgungssystem bis zur Grenze der Überforderung weiterführen. Bei der dann möglichen Veränderung ist der Rechtsträger an die bereits genannten Maßstäbe gebunden.

V.


In diesem Abschnitt soll nun die dargestellte Rechtsprechung des BAG auf die beabsichtigte Umstellung der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes auf ein beitragsorientiertes Betriebsrentensystem bewertet und auf deren Rechtmäßigkeit beurteilt werden. 

1.
Allgemeines bei der Umstellung von Versorgungssystemen

Bei der Umstellung eines Versorgungswerks auf ein anderes Versorgungswerk, vor allem beim Wechsel des Leistungsplans oder des Durchführungsweges im Sinne des BetrAVG, sind grundsätzlich mehrere Vorgehensweisen denkbar.


Vgl. hierzu grundsätzlich zu den Fragen der Besitz-


standswahrung den Abschnitt IV. dieses Gutachtens 


am Anfang.

Die möglichen Vorgehensweisen sollen kurz dargestellt und in ihrer rechtlichen Gestaltung bewertet werden. Danach erfolgt die Übertragung der allgemein herausgearbeiteten Ergebnisse auf die Situation bei der KZVK.

1.1
Duale Struktur

Man kann zunächst ein bestehendes Versorgungswerk schließen, d.h. ab einem bestimmten Umstellungsstichtag keine Versicherungsverhältnisse mehr neu begründen. Dabei werden die am Umstellungsstichtag bereits bestehenden Versorgungszusagen im gewohnten Leistungsplan, der den Inhalt der Versorgungszusage beschreibt, abgewickelt. Für Neueinstellungen nach dem Stichtag wird dagegen ein neues Versorgungswerk mit einem neuen Leistungsplan eingeführt. Die Rechtsfragen bei der Wahrung der bestehenden Besitzstände beschränken sich dann darauf, ob die Durchführung von zwei Versorgungssystemen nebeneinander mit dem Gleichheitssatz vereinbar ist. 

Dieser Weg, der in der Privatwirtschaft bereits sehr oft praktiziert worden ist, den aber die KZVK bei der Umstellung auf das Punkte-Modell nicht gehen möchte, hat erkennbar den Nachteil, dass für viele Jahre zwei Systeme nebeneinander betrieben und gepflegt werden müssen. Sein Vorteil liegt allerdings in seiner rechtlichen Unbedenklichkeit. Denn gerade bei durch Betriebsvereinbarung oder durch Tarifvertrag allgemein gestalteten Versorgungssystemen sind auch unter Beachtung des Gleichheitssatzes keinerlei Bedenken dagegen zu erheben, dass für neu eingestellte Mitarbeiter ein anderer Leistungsplan angewendet wird als bei vorhandenen Beschäftigten.


Vgl. z.B. BAG, Urteil vom.23.10.1990, - 3 AZR 260/89 - ,


AP Nr. 13 zu § 1 BetrAVG Ablösung.

Die Abgrenzung zwischen dem alten und dem neuen Leistungsplan bei der KZVK dabei auch dergestalt vorgenommen werden, dass die Abgrenzung zwischen dem geschlossenen Leistungsplan (hier der Gesamtversorgung) und dem neuen Leistungsplan (hier dem Punkte-Modell) auf die vorhandenen unverfallbaren Anwartschaften abstellt. 


Vgl. auch die Fragestellung im Abschnitt I. Ziffer 3.5.

Danach würden Mitarbeiter, die im Gesamtversorgungssystem eine unverfallbare Anwartschaft erworben haben, weiterhin ihre betriebliche Altersversorgung aus dem Gesamtversorgungssystem erhalten. Neu eingestellte Mitarbeiter und Mitarbeiter, deren Anwartschaft im Gesamtversorgungssystem noch nicht unverfallbar geworden sind, würden dagegen nach dem Punkte-Modell eine Betriebsrente erhalten.

1.2
Individuelle Besitzstandswahrung

Als alternatives Modell zur Beendigung eines bestehenden Versorgungswerkes und zum Aufbau eines neuen Betriebsrentensystems kann auch daran gedacht werden, dass das bestehende Gesamtversorgungssystem zu einem Stichtag geschlossen und ein neues Betriebsrentenmodell eingeführt wird. Dabei wird aber der von allen Mitarbeitern im Gesamtversorgungssystem erdiente Besitzstand in vollem Umfang gesichert und – gewissermaßen – als Sockelbaustein in das neue System übernommen. Ob die Errechnung des zu sichernden Besitzstandes nach den Grundsätzen des Betriebsrentenrechts kollektiv für einen kollektiven Bestand aller Pflichtversicherten bei der KZVK oder individuell erfolgt, kann dabei grundsätzlich dahinstehen. 

Denn wenn für den bereits erworbenen Besitzstand, also den past-service, eine volle Besitzstandswahrung erfolgt, bestehen hinsichtlich der rechtlichen Beurteilung dieses Umstellungsvorgangs andere Maßstäbe. Es geht also nur noch um die rechtliche Bewertung, ob das Erdienen von künftigen Anwartschaften nach den Grundsätzen des neuen Leistungsplans – also des Punkte-Modells – rechtlich zulässig ist (future-service).


Vgl. dazu Abschnitt IV. Ziffer 1.2 m. w. N.


Nach der gefestigten Rechtsprechung des BAG genügt hier schon das Vorliegen sachlich-proportionaler Gründe. 

Diesen Weg ist auch der öffentlichen Dienst beim Tarifabschluss vom 13.11.2001 für Umstellung der rentennahen Jahrgänge ab der Vollendung des 55. Lebensjahres in das Punkte-Modell am 01.01.2002 gegangen.

1.3
Das KZVK-Umstellungsmodell


Schließlich gibt es, von einer Vielzahl von denkbaren Detailabweichungen abgesehen, auch noch die Lösung, die der öffentliche Dienst im Altersvorsorgeplan 2001 für die normale Besitzstandswahrung außerhalb der rentennahen Jahrgänge gegangen ist. Danach wird der Besitzstand aus dem Gesamtversorgungssystem nach einem eigenständigen Modell in den neuen Leistungsplan nach dem Punkte-Modell übernommen, indem nach einem schematisierten Plan vorgegangen wird, der keine Rücksicht auf individuell erdiente Anwartschaften nimmt. Denn die Anwendung der Umstellungsregelung in § 18 Abs.2 BetrAVG führt, wie noch zu zeigen sein wird, nicht in jedem Einzelfall zur Wahrung der individuell erdienten Besitzstände. Dies ist auch gar nicht gewollt. Denn es soll durch die Anwendung der Berechnungsweise des § 18 Abs. 2 BetrAVG, die für die Berechnung von unverfallbaren Anwartschaften ausgeschiedener Anwärter geschaffen worden ist, auf die Umstellung der bestehenden Besitzstände in das neue Punkte-Modell ein praktikables und im Betriebsrentenrecht vorhandenes Verfahren kraft Tarifvertrages angewendet werden.



Vgl. zu den Gründen für die Anwendung dieses Modells



wegen der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes



nachstehend Ziffer 3.3.

Im Rahmen der Umstellung über das in § 18 Abs. 2 BetrAVG beschriebene Verfahren wird mit dem steuerlichen Näherungsverfahren ein pauschales System zur Ermittlung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung herangezogen. Auch dieses Verfahren ermittelt nicht die tatsächlich zustehende Versorgungsrente als Regelleistung der kirchlichen Zusatzversorgung, weil erfahrungsgemäß das Näherungsverfahren regelmäßig zu anderen Rentenanwartschaften führt, als sie tatsächlich zustehen. Zwar wird davon ausgegangen, dass bei der Umstellung am Stichtag 01.01.2002 das bereits nach der Durchführung der Rentenreform 2001 gültige Näherungsverfahren angewendet wird.



Vgl. BMF vom.05.10.2001, BStBl. I S. 661.

Damit werden bei der Ermittlung des Besitzstandes in der Gesamtversorgung bereits etwas geringere Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung abgezogen, so dass in der Tendenz die für die Umstellung ermittelte Zusatzrente entsprechend § 18 Abs.2 BetrAVG grundsätzlich zu einem etwas höheren Wert neigt. Dennoch führt das dem Näherungsverfahren zugrunde liegende Rechensystem wegen seines Prognosecharakters nicht zur exakten Abbildung der voraussichtlich zustehenden Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung. 



Vgl. hierzu näher Ziffer 4.2.

Es bleibt also festzuhalten, dass auch bei der Anwendung des Verfahrens nach § 18 Abs. 2 BetrAVG nicht jeder individuelle Besitzstand garantiert wird. 

Deshalb kommt bei der rechtlichen Wertung dieses Umstellungsvorgangs darauf an, triftige und ggf. bei einer strengen Betrachtungsweise sogar wichtige Gründe im Sinne der Rechtsprechung des BAG zu finden. Diese sind erforderlich, damit das Umstellungsverfahren von der Gesamtversorgung des kirchlichen Dienstes auf das Punkte-Modell der Rechtsprechung des BAG genügt.

2.
Die Umstellung auf das Punkte-Modell

Wegen der Bedeutung dieser Fragestellung werden die wesentlichen Grundsätze bei der Umstellung aus der kirchlichen Zusatzversorgung auf das Punkte-Modell noch einmal dargestellt: 

Sämtliche Versorgungsanwartschaften aus dem System der Gesamtversorgung werden in das neue System auf der Grundlage einer Übergangsregelung übertragen. Grundlage der Übergangsregelung ist die Anwendung der in § 18 Abs. 2 BetrAVG enthaltenen Formel. Dabei werden die Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung mittels des durch das Bundesministerium der Finanzen bekannt gegeben Näherungsverfahrens errechnet.

Für rentennahe Jahrgänge im Tarifgebiet West, die am 01.01.2002 das 55. Lebensjahr vollendet haben, wird eine besondere Besitzstandsregelung vereinbart. Hier wird neben der beschriebenen Übergangsregelung die (fiktive) Versorgungsrente zum Pensionsalter 63 zum 31.12.2001 berechnet. Für besondere Gruppen von Pflichtversicherten, z.B. für Schwerbehinderte, wird abweichend  davon deren Renteneintrittsdatum zugrunde gelegt. Dabei wird die gesetzliche Rente nach den individuellen Daten des Pflichtversicherten errechnet. Bei der Feststellung der Versorgungsrente werden die Reglungen des § 31 Abs. 4 der noch geltenden Satzung der KZVK über die Mindestgesamtversorgung und die Berücksichtigung der Betriebsrente als Mindestversorgungsrente beachtet. Ergibt sich bei dieser Stichtagsberechnung eine höhere Versorgungsrentenanwartschaft, so wird die Differenz zur Besitzstandsrente aufgrund der allgemeinen Übergangsregelung in zusätzliche Versorgungspunkte umgerechnet und künftig ebenfalls mit 3,25 % verzinst.

Für frühere Mitarbeiter, die bereits vor der Umstellung aus den Diensten eines der Beteiligten der KZVK mit unverfallbaren ausgeschieden waren (sog. ausgeschiedene Anwärter), wird zum Stichtag 31.12.2001 die bisherige Versicherungsrente nach § 35 oder § 35a der noch geltenden KZVK-Satzung errechnet und in Versorgungspunkte umgerechnet. Eine Dynamisierung im Sinne einer Verzinsung dieser Anwartschaften in der Zukunft findet nicht statt.

Schließlich werden Leistungsempfänger (Rentner, Hinterbliebene) hinsichtlich ihrer Bestandsrente so behandelt, dass eine Dynamisierung einer Gesamtversorgung und die nach der bisherigen Satzungslage damit verbundene Neuberechnung der Renten nicht mehr stattfindet. Anstelle dessen wurde festgelegt, dass diese Rentenleistung vom Jahre 2002 bis zum Jahre 2007 jährlich am 01.07. um 1 % angepasst werden. Für die Zeit nach dem Jahre 2007 wurde noch keine Festlegung getroffen. Für Rentenneuzugänge ab dem 01.01.2002 soll entsprechend verfahren werden. Die im öffentlichen Dienst erfolgte Rücknahme der Kürzungen bei der Berechnung der Nettogesamtversorgung aufgrund des Tarifergebnisses des Jahres 2000 hat bei der kirchlichen Zusatzversorgung keine Bedeutung und kann deshalb vernachlässigt werden.

3.
Die Auswirkungen auf einzelne Gruppen

Hinsichtlich der rechtlichen Bewertung des Umstellungsmodells ist zwischen den verschiedenen Wegen zu differenzieren, über die nach dem Tarifabschluss im öffentlichen Dienst die Besitzstände in das Punkte-Modell überführt werden sollen. Für das vorliegende Gutachten hinsichtlich der Umstellung der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes bei der KZVK wird davon ausgegangen, das dort in der gleichen Weise vorgegangen wird.

3.1
Die Bestandsrenten

Hinsichtlich der Bestandsrenten ist eine Regelung getroffen worden, indem aufgrund des Tarifergebnisses zumindest teilweise in eine bestehende Regelung eingegriffen worden ist. Denn bei den vorhandenen Leistungsempfängern wurde immer dann eine Anpassung zu demselben Zeitpunkt und in dem gleichen Ausmaß durchgeführt, als die Versorgungsbezüge der Versorgungsempfänger des Bundes infolge von Veränderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse allgemein erhöht oder vermindert wurden.


Vgl. § 47 Abs. 1 Satz 1 der KZVK-Satzung.

Sind in der Zeit seit der letzten Anpassung der Leistungen der KZVK auch die Voraussetzungen eingetreten, die zu einer Neuberechnung der Gesamtversorgung verpflichten, so ist diese Neuberechnung gleichzeitig mit der Anpassung durchzuführen. 


Vgl. § 46a Abs. 1 der KZVK-Satzung.

Schließlich wirken sich auf die Anpassung der Leistungen der KZVK auch die zwischenzeitlichen Erhöhungen der Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung aus.


Vgl. § 47 Abs. 2 der KZVK-Satzung.

Diese Zusammenhänge führen bei dem gegenwärtig bei der KZVK ebenso wie im übrigen öffentlichen Dienst praktizierten Gesamtversorgungssystem dazu, dass bei einer allgemeinen Anpassung der Beamtenversorgung nicht jede Versorgungsrente mit einem höheren Zahlbetrag errechnet wird. Geht in die Neuberechnung auch eine Erhöhung der Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung ein, mag dies die Gesamtversorgung insgesamt nicht verringern.

Tatsächlich werden aber die von der KZVK gezahlten Versorgungsrenten nicht mit durchschnittlich 1 % jährlich, sondern mit einem anderen Faktor erhöht, also angepasst. Aufgrund der Anpassung der Gesamtversorgung zum 01.01.2001 aufgrund der Erhöhung der Beamtenversorgungsbezüge lag der Anpassungsfaktor nominal bei 1,67 %. Bei den von der KZVK gezahlten Versorgungsrenten betrug der durchschnittliche Anpassungsfaktor zu diesem Zeitpunkt aber 8,4 %.


Vgl. den Geschäftsbericht 2000 der KZVK, Textziffer 24.

Die Frage, ob der Eingriff in die vorhandenen Leistungen aufgrund einer Änderung der Satzung der KZVK und in Anlehnung an das Tarifergebnis des öffentlichen Dienstes rechtlich unbedenklich ist, ist darüber hinaus von grundlegender Bedeutung. Die Frage, ob in die Rechte von Leistungsempfängern im System der Zusatzversorgung durch Tarifvertrag oder durch eine Satzungsänderung verschlechternd eingegriffen werden darf, kann dabei aufgrund der Auffassung der Rechtsprechung nicht abschließend beantwortet werden. Dabei ist bereits nicht völlig klar, aufgrund welcher rechtlichen Konstruktion die KZVK in die Rechte ihrer Bestandsrentner eingreifen möchte. Denn auf das Tarifergebnis im öffentlichen Dienst kann sich die KZVK m.E. als Rechtsgrundlage nicht berufen.

Vielmehr sind Grundlage der eigenständigen Regelungen der kirchlichen und karitativen Dienstgeber die jeweiligen arbeitsvertraglichen Regelungen (z.B. die AVR des Deutschen Caritasverbandes) und in ihrer näheren Ausgestaltung die Satzung der KZVK. Wertet man die AVR zumindest hinsichtlich der eingeschränkten richterlichen Inhaltskontrolle ähnlich einem Tarifvertrag,


Vgl. dazu oben Abschnitt IV. Ziffer 1.1

so stellt sich die Frage , ob in die Rechte der Bestandsrentner durch die AVR verschlechternd eingegriffen werden darf. Nach der Rechtsprechung des BAG ist ein derartiger Eingriff nur möglich, wenn die zugrunde liegende arbeitsrechtliche Regelung eine Jeweiligkeitsklausel enthält.


Vgl. BAG, Urteil vom 13.05.1997, - 1 AZR 75/97 - ,


AP Nr. 65 zu § 77 BetrVG 1972.


Wie ich bereits festgestellt habe, enthält der mit den Mitarbeitern der im Deutschen Caritasverband vertretenen Einrichtungen abgeschlossenen Dienstverträge eine derartige Jeweiligkeitsklausel. Deshalb ist ein Eingriff zumindest in dieser Hinsichtlich rechtlich möglich.


Auch das BetrAVG schafft allerdings Regeln, die bei der Anpassung von Leistungen aus einem Betriebsrentensystem an die wirtschaftlichen Verhältnisse zu beachten sind. Danach besteht nach § 16 Abs. 1 BetrAVG eine Anpassungsprüfungspflicht für laufende Leistungen. Allerdings kann die Anpassungsprüfungspflicht bei nach dem 01.01.1999 erstmals erteilten Versorgungszusagen durch eine Mindestanpassung von 1 % jährlich ersetzt werden. Allerdings ist diese Vorschrift in Tarifverträgen abdingbar.



Vgl. § 17 Abs. 3 BetrAVG.

Unterstellen wir also auch hier, dass die AVR und die anderen allgemeinen kirchlichen Regelungen zwar keine Tarifverträge im Rechtssinne darstellen. Diesen aber hinsichtlich der eingeschränkten richterlichen Prüfung gleichgestellt sind, dann gilt diese Tariföffnungsklausel für die Regelungen bei den kirchlichen und karitativen Dienstgebern sinngemäß. Die Anpassung um 1 % wäre deshalb insoweit rechtlich durchführbar.


Jedenfalls steht aber inhaltlich für die Frage der Anwendung der in Abschnitt IV. herausgearbeiteten allgemeinen Grundsätze für die Veränderung von bestehenden Versorgungszusagen fest, dass die beabsichtigte lineare Anpassung der Renten bis zum Jahre 2007 in einer nicht bekannten Vielzahl von Fällen zu einer Verschlechterung der bestehenden Versorgungszusage führen wird. Ferner ist in den bisher als allgemein zugänglichen Aussagen der KZVK nicht entnehmen, in welcher Weise die Anpassung der laufenden Leistungen nach dem Jahre 2007 erfolgen soll. Soll dann keine Anpassung stattfinden, soll eine anderes Anpassungsverfahren eingeführt werden oder wird die bis 2007 praktizierte Lösung verlängert?

3.2
Die ausgeschiedenen Anwärter

Ausgeschiedene Anwärter sind diejenigen früheren Mitarbeiter eines an der KZVK beteiligten Dienstgebers, die bereits in der Vergangenheit aus dessen Diensten ausgeschieden sind, ohne dass ein Versicherungsfall eingetreten ist. Es handelt sich also um frühere Mitarbeiter, die zu einem anderen Beteiligten der KZVK, zu einem Mitglied einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, zu der ein Überleitungsabkommen besteht, zu einem anderen Arbeitgeber außerhalb des Systems der Zusatzversorgung des öffentlichen und kirchlichen Dienstes gewechselt sind oder aus persönlichen Gründen nicht mehr berufstätig sind. Bei diesem Personenkreis kommt es darauf an, ob sie am Umstellungsstichtag 01.01.2002 nicht mehr pflichtversichert sind. 

Nach dem noch gültigen Satzungsrecht bei der KZVK wird die Pflichtversicherung in diesen Fällen beendet und in eine beitragsfreie Versicherung umgewandelt.


Vgl. § 25 Abs. 1 der KZVK-Satzung.

Aus der Betrachtung können dabei diejenigen beitragsfrei Versicherten, die bei der KZVK oder bei einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, von der Versicherungen zur KZVK übergeleitet werden, wieder pflichtversichert wird, ausgeschieden werden. Diese Versicherten werden dann nämlich bei der KZVK oder der anderen Zusatzversorgungskasse wegen der erneuten Pflichtversicherung als Anwärter behandelt.


Vgl. § 26 Satz 1 Buchst. a der KZVK-Satzung; 


entsprechende Regelungen bestehen bei allen 


Zusatzversorgungseinrichtungen des öffentlichen


und des kirchlichen Dienstes.


Wer beitragsfrei bei der KZVK versichert ist, würde bei der unveränderten Anwendung der geltenden KZVK-Satzung einen Anspruch auf die Versicherungsrente für Versicherte



Vgl. § 28 Abs. 1 Buchst. b der KZVK-Satzung

oder auf die Betriebsrente nach § 35a der KZVK-Satzung haben. 

Die Regelungen hinsichtlich der Ansprüche auf Versicherungsrente sind aber wegen der Kollision mit § 18 BetrAVG in dieser Form gar nicht mehr anwendbar. Diese Neuregelung tritt für die bei einem Beteiligten der KZVK zwischenzeitlich ausgeschiedenen ehemaligen Mitarbeiter an die Stelle der in der Satzung vorgesehenen Regelungen. Diese ehemaligen Mitarbeiter hätten also gegen ihren ehemaligen Dienstgeber, an dessen Stelle die KZVK tritt, einen Anspruch auf Zusatzrente nach den Maßgaben des § 18 BetrAVG.



Vgl. zur Frage der Rechtmäßigkeit dieser Regelung



nachstehend die Ziffer 6.

Das Tarifergebnis des öffentlichen Dienstes, von dessen unveränderter Übernahme auch bei der KZVK ausgegangen werden muss, übernimmt jedoch nur die Anwartschaften in Höhe der bisherigen Versicherungsrentenberechtigung und transferiert sie in das Punkte-Modell, in dem sie dann nicht dynamisiert werden.



Vgl. Ziffer 3.5 des Altersvorsorgeplans 2001 vom 13.11.2001.

Jedenfalls in den Fällen, in denen die Leistungen der Versicherungsrente oder der Versicherungsrente als Betriebsrente geringer als die nach § 18 BetrAVG berechnete Zusatzrente ist, wird also direkt in bestehende unverfallbare Anwartschaften eingegriffen. Wir halten also fest, dass durch Übernahme dieser unverfallbaren Anwartschaften nur in Höhe der Versicherungsrentenberechtigung ohne Dynamik ein direkter Eingriff in vorhandene Anwartschaften erfolgt. Dieser Eingriff muss also bei einer Gesamtbetrachtung der Rechtmäßigkeit der Umstellung abschließend beurteilt werden.

3.3
Die Anwärter

In der Sprache des Betriebsrentenrechtes versteht man unter den Anwärtern alle diejenigen aktiven Beschäftigten des Arbeitgebers, die noch keine Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung erhalten, deren Anwartschaften vom Gesetz aber geschützt werden. Im Falle der kirchlichen Zusatzversorgung durch die Beteiligung bei der KZVK sind dies diejenigen Mitarbeiter eines kirchlichen und karitativ tätigen Dienstgebers, die von ihrem Dienstgeber eine Versorgungszusage, mittelbar über die KZVK, erhalten haben. 

Nach dem Tarifergebnis im öffentlichen Dienst, dessen Übertragung auf die KZVK vorgesehen ist, werden deren Anwartschaften unter Anwendung der Berechnungsvorgaben des § 18 Abs. 2 BetrAVG betragsmäßig ermittelt und unter Anwendung der vereinbarten Alterstabelle in Versorgungspunkte umgerechnet und mit 3,25 % verzinst. 

Wie bereits dargestellt wurde,


Vgl. Ziffer 1.3.

Werden bei diesem Umstellungsmodell also nicht die individuell errechneten Besitzstände ermittelt und in das Punkte-Modell übertragen, sondern es wird nach einem gesetzlich für eine vergleichbare Fragestellung – nämlich die Feststellung unverfallbarer Anwartschaften von ausgeschiedenen Anwärtern vorgesehenen System - vorgegangen. Als Begründung für diese Vorgehensweise wird das Ziel angegeben, mit einem verfassungsrechtlich einwandfreien Besitzstand in das neue System überzugehen. Der Grund liegt also kurz gesagt darin, dass ein auf der Grundlage der bisher gültigen Satzung errechneter Besitzstand nicht für rechtlich tragfähig gehalten wird. 


Vgl. hierzu näher die Begründung zur Satzungsänderung

bei der KZVK nach dem Stand vom 28.09.2001, 

I. Allgemeiner Teil, Ziffer 3.3.7, Buchst. c).

Dies liegt an der Auffassung, die das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 22.03.2000 zur Verfassungsmäßigkeit der sog. Halbanrechnung von Rentenversicherungszeiten außerhalb von Umlagemonaten geäußert hat. Bekanntlich hält es die Halbanrechnung der Rentenversicherungszeiten und die gleichzeitige Vollanrechnung der Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung für verfassungswidrig


Vgl. BVerfG, Beschluss vom 22.03.2000,

1 BvR 1136/96 - ,ZTR 2000, 265 ff..; 

vgl. auch LG Karlsruhe, Urteil vom 09.03.2001,

 - 6 S 23/00 - , ZTR 2001, 275 f. (nicht rechtskräftig).

Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings den Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes eine Frist bis zum 31.12.2000 gesetzt, innerhalb derer eine Neuordnung dieser Frage erfolgen soll. Erst dann wird von der Verfassungswidrigkeit der Regelung ausgegangen.

Es ist ausdrücklich nicht die Aufgabe dieses Gutachtens, die Rechtsauffassung der Satzungsgeber und die Zweckmäßigkeit der getroffenen Entscheidungen zu prüfen oder durch eigene Auffassungen zu kommentieren. Deshalb wird diese Entscheidung ungeprüft übernommen und damit der Standpunkt der Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes eingenommen. Allerdings folgt aus dieser Entscheidung eine andere Konsequenz, der das Gutachten nachgehen wird: Wenn die Satzungsgeber die vom Gesetzgeber für eine vergleichbare Fallkonstellation geschaffene Berechnungsregel für unverfallbare Anwartschaften von ausgeschiedenen Anwärtern im öffentlichen und kirchlichen 

Dienst aus § 18 Abs. 2 BetrAVG anwenden, müssen deren Wirkung und deren rechtliche Tragfähigkeit geprüft werden.


Vgl. dazu nachstehend Ziffer 4.

3.4
Die rentennahen Jahrgänge

Hinsichtlich der Umstellung der rentennahen Jahrgänge in das Punkte-Modell soll nicht ein pauschaliertes Umstellungsverfahren angewendet werden. Vielmehr werden die bestehenden Anwartschaften mit ihren individuellen Werten übernommen. Es wurde auch für Regelfälle auf das Pensionsalter 63 abgestellt. Damit ist sichergestellt, dass für die Pflichtversicherten auch der Anwartschaftbetrag errechnet wird, der im bisherigen Gesamtversorgungssystem den relativ höchsten Wert ergibt. Dies liegt einmal an der unterschiedlichen Entwicklung der Anwartschaften auf Gesamtversorgung und auf die Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung, zum anderen an der bei der Berechnung der Gesamtversorgung durchgeführten Durchschnittsbildung beim gesamtversorgungsfähigen Entgelt in den letzten drei Jahren beim Regelentgelt.


Vgl. § 34 Abs. 1 Satz 1 der KZVK-Satzung.

Daraus folgt, dass bei den rentennahen Jahrgängen der individuelle Wert der Anwartschaft gesichert wird und sich im neuen Modell weiterentwickeln kann. Man mag über den gewählten Stichtag (Vollendung des 55. Lebensjahres am 01.01.2002) diskutieren, einen rechtlichen Zweifel vermag ich aber daran nicht festzumachen. 

Deshalb ist für die Übergangsregelung für die rentennahen Jahrgänge davon auszugehen, dass hier ein Eingriff in eine bestehende Anwartschaft nicht zu erkennen ist. Es stellt sich allerdings immer noch die Frage, ob ausreichende Gründe für die Veränderung der künftigen Zuwächse auch bei den Übergangsfällen zur Verfügung stehen. Aus der Übergangsregelung für die bereits erdiente Anwartschaft sind mir derzeit keine Zweifel an der Rechtmäßigkeit des beabsichtigten Verfahrens erkennbar.

4.
Die Rechtmäßigkeit von § 18 BetrAVG

Bevor nun die dargestellten Eingriffe in bestehende Versorgungsrechte und Anwartschaften zusammengefasst und anhand des herausgearbeiteten Prüfungsmaßstabs insgesamt rechtlich bewertet werden, ist noch zu prüfen, ob die Verfahrensweise bei der Ermittlung der Besitzstände der Anwärter über das in § 18 Abs. 2 BetrAVG beschriebene Verfahren rechtlich tragfähig ist. Denn § 18 Abs. 2 BetrAVG schafft abweichend von der allgemein für Versorgungszusagen aufgrund von betrieblicher Altersversorgung geltenden Regelung in § 2 BetrAVG ein Verfahren bei der Ermittlung der unverfallbaren Anwartschaften von Anwärtern auf Versorgung, die aus der Zusatzversorgung des kirchlichen und des öffentlichen Dienstes vorzeitig ohne Rentenbezug ausscheiden.


Zu den Gründen für die Anwendung dieses 


Umstellungsmodells vgl. näher oben Ziffer 3.3.

Wesentlich ist es festzuhalten, dass die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes gerade dieses Umstellungsmodell gewählt haben, damit die Übertragung des Besitzstandes in das Punkte-Modell auf der Grundlage eines verfassungsrechtlich unbedenklichen Verfahrens vonstatten geht. Auch die KZVK rechnet sich diesem Bereich zu, weil sie nur auf der Grundlage der Entscheidung der Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes in das bestehende Zusatzversorgungssystem eingreifen möchte. Es bedarf deshalb einer besonders sorgfältigen Prüfung der Rechtmäßigkeit des gewählten Verfahrens.

4.1
Das System des § 18 Abs. 2 BetrAVG


Grundlage der zum 01.01.2001 vorgenommenen Neuregelung des § 18 BetrAVG war die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 15.07.1998. In dieser Entscheidung war das Bundesverfassungsgericht zu dem Ergebnis gelangt, dass § 18 BetrAVG a.F. verfassungswidrig war. Diese Vorschrift war mit dem Grundgesetz deshalb nicht vereinbar, weil sie die Versorgungssituation vorzeitig ausscheidender Arbeitnehmer so nachhaltig verschlechterte, dass eine freie Wahl eines anderen Arbeitsplatzes in unverhältnismäßiger Weise eingeschränkt wurde. Dies verstieß gegen Art. 12 GG. Gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz wurde verstoßen, weil es zu einer Ungleichbehandlung der Verfallbarkeit von Betriebsrenten in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst kam. Die Fragen, mit denen sich das Bundesverfassungsgericht auseinandersetzen musste, hätten nichts mit der Frage zu tun, ob der Arbeitnehmer auf eine fortbestehende Verletzung des nur für den öffentlichen Dienst geltenden Gebots des wirtschaftlichen und sparsamen Handels vertrauen durfte.



Vgl. BVerfG, Beschluss vom 15.07.1998, - 1 BvR 1554/89 - , BverfGE 98, 365 ff.; mit gleichem Ergebnis BVerfG, 



Beschlüsse vom 15.07.1998, - 963/94 - , und – 964/94 - .


Aufgrund dieser Entscheidung wurde eine Regelung geschaffen, 



Vgl. das Erste Gesetz zur Änderung des Gesetzes 



zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 



vom 21.12.2000 (BGB. I S. 1914).


die verfassungsgemäß sein soll. Danach erhält ein Arbeitnehmer, der vor Eintritt des Versorgungsfalles aus dem öffentlichen Dienst ausscheidet, eine Anwartschaft aufrecht erhalten, die wie folgt berechnet wird:

"1.  Der monatliche Betrag der Zusatzrente beträgt für jedes Jahr der aufgrund des Arbeitsverhältnisses bestehenden Pflichtversicherung bei einer Zusatzversorgungseinrichtung 2,25 v.H., höchsten jedoch 100 v.H. der Leistung, die bei dem höchstmöglichen Versorgungssatz zugestanden hätte (Vollleistung). Für die Berechnung der Vollleistung

a)  ist der Versicherungsfall der Regelaltersrente maßgebend,

b) ist das Arbeitsentgelt maßgebend, dass nach der Versorgungsregelung für die Leistungsbemessung maßgebend wäre, wenn im Zeitpunkt des Ausscheides der Versicherungsfall im Sinne der Versorgungsregelung eingetreten wäre, 

c) finden § 2 Abs. 5 Satz 1 und § 2 Abs. 6 entsprechend Anwendung,

d) ....".


Bei der gesetzlichen Neuregelung ist man dabei davon ausgegangen, dass im öffentlichen Dienst aufgrund der dort bestehenden besonderen Umstände besondere Regelungen zur Anwendung kommen können. Hierzu heißt es in der Gesetzesbegründung



Vgl. BT-Drs. 14/4363 vom 20.10.2000, S. 9 ff.


"Satz 1 legt fest, wie die Höhe der anteiligen Versorgung zu berechnen ist. Entsprechend der im § 2 Abs. 1 für die Arbeitnehmer außerhalb des öffentlichen Dienstes geltenden Regelung muss die aufgrund des Arbeitsverhältnisses erworbene Versorgungsanwartschaft in Beziehung gesetzt werden zu dem Versorgungsanspruch, der bei einem Verbleiben im Betrieb bis zum Erreichen des 65. Lebensjahres entstanden wäre. Aus Gründen der Praktikabilität wird die Berechnung der fiktiv mit Erreichen des 65. Lebensjahres zustehenden Versorgungsrente schematisiert. Dazu wird zunächst die Versorgungsrente berechnet, die der Arbeitnehmer erhalten hätte, wenn er den höchstmöglichen Versorgungssatz erreicht hätte. Die Multiplikation dieser Leistung mit dem v.H.-Satz von 2,25 pro Jahr der Pflichtversicherung ergibt die Höhe des Anspruchs.


Abweichend von § 2 Abs. 1 wird nicht auf die Dauer der Betriebszugehörigkeit abgestellt, sondern auf die Dauer der Pflichtversicherung; denn die Vollleistung als Bezugsgröße der Anteilsberechnung ergibt sich aus der Zeit der Pflichtversicherung (so wie weiterer Zeiten). Im öffentlichen Dienst fällt in aller Regel die Zeit der Betriebszugehörigkeit und die Zeit der Pflichtversicherung zusammen .....


Der jährliche Steigerungssatz von 2,25 v.H. berücksichtigt, dass nach den derzeitigen Versorgungsregelungen der höchstmögliche Versorgungssatz nach mindestens 40 Jahren erreicht wird. Auf diese Mindestdauer konnte jedoch nicht abgestellt werden, weil die betriebstreuen Arbeitnehmer, die den Höchstversorgungssatz erreichen, in aller Regel eine höhere Zahl versorgungsfähiger Jahre aufweisen.


Dies liegt auch dem Modell der Standardrente eines Durchschnittsverdieners in der gesetzlichen Rentenversicherung zugrunde (....); ..... das zur Berechnung der anzurechnenden Rente der gesetzlichen Rentenversicherung anzuwendenden Näherungsverfahren geht ebenfalls von 45 Versicherungsjahren aus. Der Anteilssatz von 2,25 v.H. berücksichtigt diese Daten und vermeidet damit sowohl eine Begünstigung wie auch eine Benachteiligung der vorzeitig ausscheidenden Arbeitnehmer gegenüber denjenigen, die bis zum Versorgungsfall im öffentlichen Dienst verblieben.


Die Versorgungsrente wird berechnet, indem von der Rechengröße "Gesamtversorgung" die Grundversorgung abgezogen wird. Für die Berechnung der Vollleistung wird als Grundversorgung immer eine nach dem Näherungsverfahren ermittelte fiktive Rente der gesetzlichen Rentenversicherung angerechnet (....). Die Gesamtversorgung ergibt sich aus dem Versorgungssatz und dem gesamtversorgungsfähigen Entgelt. Für die Berechnung der Vollleistung ist nach Satz 1 von dem höchstmöglichen Versorgungssatz auszugehen, nach den derzeitigen Versorgungsregelungen also von einem Bruttoversorgungssatz von 75 v.H. bzw. Nettoversorgungssatz von 91,75 v.H. ...."

Für die weitere Betrachtung ist es sehr wichtig festzuhalten, dass die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes nicht auf die Vorschrift im Sinne einer Vollverweisung Bezug genommen und sie damit in vollem Umfang für den vorliegenden Sachverhalt angewendet haben. Sie haben vielmehr das in § 18 Abs. 2 BetrAVG beschriebene Verfahren zum Regelanwendungsfall der Berechnung des Besitzstandes der am Umstellungstichtag aktiven Anwärter erklärt. Auch hier wird ein gewisser Entscheidungsspielraum der Tarifvertragsparteien bei der Umstellung von Versorgungswerken genutzt.


Vgl. dazu näher oben Abschnitt IV. Ziffer 1.2 m. w. N.


Dies zeigt sich z.B. an der Tatsache, dass sich die abweichende Regelung in § 18 Abs. 1 BetrAVG nicht gegen den Arbeitgeber aufgrund seiner Einstandspflicht, sondern gegen die Zusatzversorgungseinrichtung, bei der der Arbeitnehmer versichert war, richtet. Demgegenüber richtet sich der Anspruch aufgrund der unverfallbaren Anwartschaft des ausscheidenden Arbeitnehmers nach § 2 Abs. 1 BetrAVG gegen die Arbeitgeber, auch bei den mittelbaren Durchführungswegen der betrieblichen Altersversorgung.

Bei der Übertragung des Besitzstandes aus der Gesamtversorgung in das neue Punkte-Modell geht man also zusammenfassend in Anwendung der Regel aus § 18 Abs. 2 BetrAVG nach der folgenden Formel vor:

Nach der Ermittlung der Versorgungsanwartschaft aus der Zusatzversorgung durch die Schätzung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wird die Zusatzrente ermittelt. Diese beträgt 2,25 % der Vollleistung im Pensionsalter 65 je versicherungspflichtiges Dienstjahr. Es gilt also:


4.2
Die allgemeine Unverfallbarkeitsregel


Der gewählt Gedankenansatz zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Umstellung des von den Anwärtern im Gesamtversorgungssystem erdienten Besitzstandes führt dann zu einem rechtlich nicht tragfähigen Eingriff in die erworbene Rechtsposition, wenn das gewählte Verfahren über die Formel aus § 18 Abs. 2 BetrAVG von der allgemeinen gesetzlichen Regel abweicht und diese Abweichung nicht durch tragfähige Gründe als Besonderheit des öffentlichen Dienstes erklärt werden könnte. Deshalb wird in einem nächsten Schritt zusammenfassend die allgemeine Unverfallbarkeitsregel aus § 2 BetrAVG dargestellt. 

Grundlage der Regel für die Unverfallbarkeit ist das gesetzgeberische Ziel, dass Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung auch dann erhalten bleiben sollen, auch wenn die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor Eintritt eines Versorgungsfalles aus dem Betrieb ausscheiden. Voraussetzung ist aber auch eine gewisse Dauer der Betriebszugehörigkeit als Grundlage für diese besondere gesetzliche Sicherung, nämlich die Unverfallbarkeit. Diese wurde nach der bisherigen Regelung erreicht, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer mindestens zehn Jahre ununterbrochen eine Versorgungszusage erhalten hatte oder wenn das Arbeitsverhältnis zu demselben Arbeitgeber mindestens zwölf Jahre bestanden hatte und die Versorgungszusage mindestens drei lang ununterbrochen gegeben worden war. Ferner musste der Arbeitnehmer beim Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis mindestens das 35. Lebensjahr vollendet hatte.



Vgl. für den Bereich der Zusatzversorgung 



des kirchlichen Dienstes die Voraussetzungen für 



die Versicherungsrente als Betriebsrente in § 35a Abs. 1 



Satz 1 der KZVK-Satzung.


Aufgrund der bereits am 01.01.2001 in Kraft getretenen neuen Unverfallbarkeitsregel treten die beschriebenen Wirkungen bereits ein, wenn die Versorgungszusage mindestens fünf Jahre ununterbrochen bestanden hat und der Arbeitnehmer beim Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis mindestens das 30 Lebensjahr vollendet hatte.



Vgl. § 1b Abs. 1 Satz 1 BetrAVG; nach § 30f BetrAVG 



gilt eine Übergangsregelung. 


Als unverfallbare Anwartschaft wird für die Arbeitnehmer die auf die Dauer der Betriebszugehörigkeit entfallende Teilanwartschaft berechnet. Diese richtet sich anteilig an der Höhe der für den Fall eines Verbleiben im Betrieb zugesagten Betriebsrente. Dieses als Quotierungsprinzip bezeichnete Verfahren war bereits frühzeitig in der Rechtsprechung entwickelt worden und ist seit dem Inkrafttreten des Betriebsrentengesetzes Inhalt der gesetzlichen Regelung.



Vgl. § 2 Abs. 1 BetrAVG; vgl. zur Rechtsprechung 



z.B. BAG, Urteil vom 10.03.1972, - 3 AZR 278/71 - ,



AP Nr. 156 zu § 242 BGB Ruhegehalt.

Ein Abweichen von dieser Regel bedarf deshalb schwerwiegender Gründe, wobei der Gesetzgeber die Maßstäbe hierfür selbst gesetzt hat. Von dem Grundprinzip darf nur in einem Tarifvertrag abgewichen werden.



Vgl. § 17 Abs. 3 BetrAVG.

Eine weitere Abweichung hat der Gesetzgeber in § 18 Abs. 2 BetrAVG selbst geschaffen.

Die Formel des § 18 Abs. 2 BetrAVG führt nicht immer zu den gleichen Ergebnissen, wie dies bei einer Anwendung des Quotierungsverfahrens nach § 2 Abs. 1 BetrAVG der Fall wäre.

· Die Zusatzrente wird in vielen völlig unterschiedlichen Fällen ungünstiger ermittelt, als dies bei der Anwendung der Regel des § 2 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG der Fall wäre. Dies zeigen zwei einfache Beispiele:



Beispiel 1:     Der Arbeitnehmer tritt im Alter 25 seine Tätigkeit bei einem kirchlichen Dienstgeber an und wird bei der KZVK pflichtversichert. Er scheidet im Alter 45 wieder aus und nimmt keine zusatzversorgungspflichtige Tätigkeit mehr bei einem anderen Arbeitgeber auf.




Nach § 2 Abs. 1 BetrAVG würde seine Unverfallbarkeitsquote 20/40 betragen, also 50 % der erreichbaren Vollleistung.




Nach § 18 Abs. 2 BetrAVG beträgt seine Quote aber nur 45 % der Vollleistung (20 x 2,25 %).



Beispiel 2:     Der Arbeitnehmer tritt im Alter 45 seine Tätigkeit bei einem kirchlichen Dienstgeber an und wird bei der KZVK pflichtversichert. Er scheidet mit dem vollendeten 55. Lebensjahr aus.




Nach § 2 Abs. 1 BetrAVG beträgt die unverfallbare Quote dieses Arbeitnehmers 50 %.




Die Zusatzrente wird aber nach § 18 Abs. 2 BetrAVG nur 22,5 % der Vollleistung betragen (10 x 2,25 %).

· Für die Berechnung der Vollleistung ist das gesamtversorgungsfähige Entgelt des Arbeitnehmers maßgebend, das er im Umstellungszeitpunkt erhalten hat. Es wird also im Ergebnis fiktiv angenommen, dass der ausscheidende Arbeitnehmer im Stichtag des Ausscheidezeitpunktes auch den Versicherungsfall erreicht hätte. Mit anderen Worten wird ihm die künftige (natürlich fiktive) Entgeltentwicklung vorenthalten.



Vgl. § 18 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b BetrAVG.


Für die Anwendung dieses Verfahrens auf die Umstellung bestehender Anwartschaften aus der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes in das Punkte-Modell bestehen erhebliche arbeitsrechtliche Bedenken. Denn im Rahmen des Systems einer Gesamtversorgung würde hinsichtlich der Ermittlung der anzurechnenden Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung auf ein Verfahren abgestellt, das eigentlich für eine einmal beendete Versorgungsanwartschaft beim Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis entwickelt worden ist. Tatsächlich werden aber bei den hier behandelten aktiven Anwärtern die Arbeitsverhältnisse unverändert fortgesetzt. 

· Die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wird im Rahmen der Berechnung der Gesamtversorgung zur Ermittlung der Versorgungsrentenanwartschaft nach dem bei der Berechnung von Pensionsrückstellungen für die Berücksichtigung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung allgemein zulässigen Verfahren ermittelt, wobei das im Ausscheidezeitpunkt tatsächlich bezogene gesamtversorgungsfähige Entgelt zugrunde zu legen ist.



Vgl. § 18 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. f BetrAVG.


Durch die Anwendung dieses als Näherungsverfahren bekannten Verfahrens auf der Grundlage der Bezüge beim Ausscheiden (hier also bei der Umstellung auf das Punkte-Modell) wird also nicht die tatsächlich anfallende Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung in Ansatz gebracht, sondern nur ihr geschätzter Wert. Der betroffene Arbeitnehmer hat also, anders als etwa die rentennahen Jahrgänge und anders als der betriebstreue Arbeitnehmer, nicht die Möglichkeit des Nachweises einer tatsächlich zustehenden gesetzlichen Rente. Natürlich kann dies zu positiven und zu negativen Ergebnissen für den Anwärter führen. Die rechtliche Möglichkeit des Nachweises einer anderen Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung durch Nachweis der erreichten Entgeltpunkte, die bei der Anwendung der allgemeinen Unverfallbarkeitsregel immer gegeben ist, ist im öffentlichen Dienst auch nach dem Tarifergebnis vom 13.11.2001 aber abgeschnitten.



Vgl. hierzu § 2 Abs. 5 Satz 2 BetrAVG, der bei der Regelung



des § 18 Abs. 2 BetrAVG auch nicht für entsprechend 



anwendbar erklärt wurde (vgl. aber Abs. 2 Nr. 1 Buchst. c).

Die nach dem Näherungsverfahren ermittelte Sozialversicherungsrente und die tatsächliche Rente können erheblich voneinander abweichen. Deshalb ist es sehr bedenklich, dass ein für ertragssteuerliche Zwecke geschaffenes pauschales Verfahren auf die Wahrung exakt berechnungsfähiger arbeitsrechtlicher Ansprüche übertragen wird.



Vgl. BAG, Urteil vom 09.12.1997, - 3 AZR 695/96 - ,



AP Nr. 27 zu § 2 BetrAVG.

Zusammenfassend ist also festzuhalten, dass bei der Anwendung der im Tarifergebnis des öffentlichen Dienstes vom 13.11.2001 hinsichtlich der Formel des § 18 Abs. 2 BetrAVG Eingriffe in die bestehenden Anwartschaften der Anwärter vorgenommen werden, die durch die allgemeine Unverfallbarkeitsregel nicht entstanden wären. Es müssen aber rechtlich tragfähige Begründungen vorliegen, damit diese Eingriffe auch gerechtfertigt werden können.

4.3
Gründe für die Rechtmäßigkeit der festgestellten Abweichungen


Bei einer rechtlichen Bewertung der unterschiedlichen Ergebnisse der Anwendung der allgemeinen Unverfallbarkeitsregel und des in § 18 Abs. 2 BetrAVG vorgesehenen Verfahrens ist auf eine einfache Formel abzustellen: 

Die Regelung der Unverfallbarkeit für den öffentlichen Dienst muss der allgemeinen Regelung der Unverfallbarkeit für alle anderen Arbeitnehmer ebenbürtig sein. 

Wie aber festgestellt wurde



Vgl. oben Ziffer 4.2.,

führt die Anwendung der Formel aus § 18 Abs. 2 BetrAVG zu erheblichen Abweichungen von der in § 2 Abs. 1 BetrAVG enthaltenen allgemeinen Regelung für die Behandlung von unverfallbaren Versorgungsanwartschaften.

Die Gesetzesbegründung zum Entwurf des gültigen § 18 BetrAVG enthält zur Rechtfertigung derart gravierender Eingriffe keine tragfähigen Gesichtspunkte. Es wird davon gesprochen, dass die Änderung des § 18 BetrAVG die “bei den Zusatzversorgungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes versicherten und vergleichbaren Personen den Arbeitnehmern mit einer Altersversorgungszusage der gewerblichen Wirtschaft weitgehend gleichgestellt“ werden.


Vgl. BT-Drs. 14/4363 vom 20.10.2000, Vorblatt.

Als sachliche Begründung wird die Besonderheit der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes angeführt, in der die Höhe der Gesamtversorgung nicht nur aus Zeiten einer Versorgungszusage beim Arbeitgeber, sondern auch durch die Anrechnung bei früheren Arbeitgebern im selben System berechnet wird. Dadurch könne die allgemeine Regel des § 2 Abs. 1 BetrAVG nicht zur Anwendung kommen. Sonst würden bei einem mehrmaligen vorzeitigen Ausscheiden bei einem Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes mehrere unverfallbare Anwartschaften entstehen.

Diese Begründung vermag aber nach meiner Auffassung die erheblichen Einschnitte in die erdienten unverfallbaren Anwartschaften nicht zu rechtfertigen. Unabhängig von der Frage, ob diese unerwünschte Folge nicht mit anderen Mitteln hätte vermieden werden können (Hinweis auf die Überleitungspraxis unter den Zusatzversorgungseinrichtungen des öffentlichen und des kirchlichen Dienstes), kommt es doch im vorliegenden Zusammenhang ausschließlich darauf an, ob derartige Eingriffe bei der Übertragung des erdienten Besitzstandes in das neue Punkte-Modell rechtlich begründet werden können. 

Ich kann zur Vermeidung von Wiederholungen nur auf die ausführliche Begründung verweisen, die das Bundesverfassungsgericht in seinen Entscheidungen vom 15.07.1998 zu der Vorläuferregelung gefunden hat: 


Vgl. BVerfG, Beschlüsse vom 15.07.1998 – 1 BvR 1554/89,


963/94, 964/94 - , a. a. O.

Es sind keinerlei tragfähige Gründe ersichtlich, die die weiterhin bestehenden Verstöße gegen den allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) rechtfertigen würden. Weder das System der Gesamtversorgung des öffentlichen und kirchlichen Dienstes noch die negative Behandlung der Versorgungsanwartschaften nach einer Art Einheit des öffentlichen Dienstes, die tatsächlich gar nicht mehr besteht, rechtfertigen derartige Eingriffe. Denn auch die Anwendung der ratierlichen Berechnungsweise des § 2 Abs. 1 BetrAVG würde zu tragfähigen Ergebnissen führen. 


Die aba, die Arbeitsgemeinschaft für betriebliche


Altersversorgung als führender Fachverband, hat in ihrer


Stellungnahme zum Gesetzgebungsverfahren auf die


uneingeschränkte Anwendbarkeit der Regelung in


§ 2 Abs. 1 BetrAVG hingewiesen.

Wenn aber offensichtlich aus reinen Zweckmäßigkeitserwägungen eine von der für alle Arbeitnehmer gültigen Vorschrift abgewichen werden soll, so müsste schon ein tragender Grund dafür angegeben werden. Dies ist aber erkennbar nicht der Fall.

5.
Die künftigen Leistungen aus dem Punkte-Modell im Vergleich zur Gesamtversorgung

Neben der Frage der Rechtmäßigkeit der verschiedenen Konstellationen bei der Übergangsregelung hinsichtlich des past-service stellt sich natürlich auch noch die Frage nach den Eingriffen in die künftige Entwicklung der Anwartschaften und ihre rechtliche Bewertung. Grundsätzlich verlangt das BAG nach seiner gefestigten Rechtsprechung das Vorliegen von sachlichen Gründen für eine Veränderung.


Vgl. hierzu ausführlich Abschnitt III. Ziffer 3.


Obwohl jetzt zunächst keine versicherungs-mathematische Vorausberechnung eines repräsentativen Musterbestandes durchgeführt wird, hat sich herausgestellt, dass der künftige Leistungsplan im Punkte-Modell in mehreren Fragestellungen zu geringeren Leistungen führen wird, als diese bisher in der kirchlichen Zusatzversorgung erreicht werden konnten. Folgende Risiken sind offensichtlich:

· Ein beitragsorientierter Leistungsplan mit einem Beitrag von 4 % kann nur unter sehr günstigen Annahmen (z.B. sehr junger Bestand mit hoher Fluktuation, wenige Rentenempfänger) eine der kirchlichen Zusatzversorgung wertgleiche Altersversorgung erzeugen.

· Der voraussichtlich hohe Anteil an teilzeitbeschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern stellt ein weiteres hohes Risiko dar, weil in den oft lang andauernden Phasen der Teilzeitbeschäftigung durch die niedrigere Bemessungsgrundlage nur geringere Beiträge für die Rentenphase angesammelt werden. Meist liegen die in der Regel durch die Erziehung von Kindern bedingten Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung in jüngeren Jahren, also in Zeiten mit in hohem Grad versorgungswirksamen Beiträgen für die betriebliche Altersversorgung.

· Die Versorgungsleistungen für Entgeltbestandteile oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung werden sich drastisch verschlechtern, weil hier ein erheblich höherer Beitrag als 4 % zur Erzeugung von Renten in Höhe der bisher von der KZVK geleisteten Vollversorgung in Höhe der Gesamtversorgung notwendig wäre.

· Der für die Beiträge garantierte Rechnungszins von 3,25 % genügt auf keinen Fall, um eine der kirchlichen Zusatzversorgung wertgleiche betriebliche Altersversorgung zu erbringen.

· Ob die für die Schaffung wertgleicher Leistungen erforderliche Rendite, die die KZVK selbst mit 6 % angibt, angesichts der politischen und wirtschaftlichen Risiken erreichbar sein wird, steht dahin. Naturgemäß wird die Rendite oberhalb der garantierten Verzinsung nicht garantiert. Der Pflichtversicherte erfährt also erst bei Beginn seiner Rente, ob die Leistung wertgleich ist. Eine zuverlässige Prognose ist jedenfalls jetzt nicht möglich.

Es ist also festzuhalten, dass die künftige Entwicklung im Punkte-Modell ebenfalls zu Verschlechterungen der bestehenden Versorgungsanwartschaften führen wird. Auch dafür bedarf ist konkret nachgewiesener Gründe, damit dieser Eingriff als rechtmäßig erscheint.

6.
Rechtmäßigkeit der Umstellung

Nachdem nun herausgearbeitet wurde, dass bei der Umstellung von der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes auf das Punkte-Modell bei der KZVK in verschiedenen Bereichen Eingriffe in Versorgungsrechte und unverfallbare Versorgungsanwartschaften beabsichtigt sind, muss nun die Rechtmäßigkeit dieser Eingriffe insgesamt an dem dargestellten Prüfungsmaßstab festgestellt werden.

6.1
Der Prüfungsmaßstab

Als Maßstab für die Prüfung der Rechtmäßigkeit der festgestellten Eingriffe in die Leistungsrechte und in die unverfallbaren Anwartschaften aus dem System der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes wurde festgestellt, dass bei sozialen Einrichtungen und anderen non-profit-Organisationen wichtige Gründe zum Eingriff in ein Versorgungssystem bereits dann vorliegen, wenn die soziale Einrichtung bei Fortführung der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes bei der sonst gegebenen Finanzierung ihrer Aufgaben nicht mehr zur Erfüllung ihrer satzungsmäßigen Aufgaben in der Lage ist. Dies ist durch konkrete Berechnungen nachzuweisen. Dies gilt auch hinsichtlich der Wahrung der bereits erdienten Besitzstände.

Danach ist der einzelne Dienstgeber bzw. die KZVK als mittelbarer Träger der Versorgung nicht dazu verpflichtet, das bestehende Versorgungssystem bis zur Grenze der Überforderung weiterführen. Bei der dann möglichen Veränderung ist der Rechtsträger an die genannten Maßstäbe gebunden.



Vgl. dazu ausführlich Abschnitt IV. Ziffer 6.

6.2
Eingriffe in Versorgungsrechte und Anwartschaften

In die Versorgungsrechte der vorhandenen Leistungsempfänger (Rentner und Hinterbliebene) und in die Anwartschaften der Anwärter wird auf verschiedene Weise eingegriffen:

· Die Leistungen, die die Anwärter aus dem Punkte-Modell künftig erhalten, sind geringer als die Leistungen aus der kirchlichen Zusatzversorgung. Dies sollte ggf durch entsprechende versicherungs-mathematische Berechnung nochmals erhärtet werden.



Vgl. dazu ausführlich Abschnitt 3 Ziffer 3 und oben Ziffer 4.

· Die Leistungen, die die meisten Bestandsrentner künftig erhalten, liegen auch bei einer 1 %-igen Anpassung in den nächsten Jahren unter den Leistungen, die sie bei einem unveränderten Beibehalten der bisherigen Anpassung der Gesamtversorgung erhalten würden. Außerdem ist die weitere Anpassung nach dem Jahre 2007 noch nicht gesichert. Zudem ist nicht gesichert, dass die in § 17 Abs. 3 enthaltene Tariföffnungsklausel bei kirchlichen Dienstgebern anwendbar ist.



Vgl. dazu ausführlich oben Ziffer 3.1.

· Auch bei den heute aktiven Mitarbeitern (Anwärtern) wird in bestehende Anwartschaften eingegriffen, weil auch die Anwendung des in § 18 Abs. 2 BetrAVG vorgesehenen Berechnungsverfahrens nicht zur individuellen Sicherung aller bestehenden Anwartschaften führt. Zudem ist die Anwendung des in § 18 Abs. 2 BetrAVG beschriebenen Verfahrens verfassungsrechtlich zu beanstanden.



Vgl. dazu ausführlich oben Ziffer 3.3 und Ziffer 4.

· In die unverfallbaren Anwartschaften von ausgeschiedenen Anwärtern wird durch die Übertragung der Versicherungsrentenanwartschaft anstelle des in § 18 Abs. 2 BetrAVG bei unmittelbarer Anwendung dieser Vorschrift vorgesehenen Verfahrens mindernd eingegriffen.



Vgl. dazu ausführlich oben Ziffer 3.2.

Aus den festgestellten Eingriffen ergibt sich also ein Gesamtbild, das bei der Umstellung von der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes recht massive Eingriffe beschreibt, die auch entsprechende Gründe zu ihrer Rechtmäßigkeit erfordert.

6.3
Gründe für Eingriffe in Versorgungsrechte

Bei der KZVK sind auf den ersten Blick keine konkreten, mit tatsächlich begründeten Finanzdaten belegten Gründe festzustellen, die im Sinne der beschriebenen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts als Grundlage für eine Änderung des bisherigen Gesamtversorgungssystems und für die Einführung eines beitragsorientierten Betriebsrentensystems dienen können. Auch aus den allgemein zugänglichen Veröffentlichungen der KZVK ist keine tragfähige Begründung zu entnehmen, die anhand der Rechtsprechung des BAG geprüft werden könnte.

Allerdings versucht die KZVK in verschiedenen Veröffentlichungen deutlich zu machen, dass das System der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes künftig Risiken ausgesetzt ist. Dabei werden die folgenden Risiken angeführt:

· Erschwerte finanzielle Bedingungen bei den Diözesen, bei den Einrichtungen des Gesundheitswesens sowie des pflegerischen und sozialen Dienstes.

· Verlängerung der Fristen für den Leistungsbezug (sog. Langlebigkeitsrisiko).

· Abhängigkeit des Leistungsrechts der Zusatzversorgung von externen Bezugssystemen und deren stetigen Veränderungen (Gesetzliche Rentenversicherung, Abgabenrecht, Steuergesetzgebung).

· Ausschluss der Pflichtversicherten in Zusatzversorgungskassen mit Gesamtversorgungsansprüchen von der staatlichen Förderung zum Aufbau einer ergänzenden Altersvorsorge.



Vgl. Jahresbericht 2000 der KZVK, Textziffer 32.

Es ist aber auch festzustellen, dass die KZVK in derselben Veröffentlichung selbst eine Reihe von Gründen anführt, die die Brisanz der negativen Einflüsse wieder entschärfen oder gar neutralisieren. Als wesentliche Aussagen sind zu nennen:

· Die KZVK verfügt über einen hohen Kapitalisierungsgrad. 

· Das Risiko der Langlebigkeit wird durch das gleitende Abschnittsdeckungsverfahren und durch den Deckungsabschnitt von 25 Jahren weitgehend entschärft.

· Die Bonität der Beteiligten bei der KZVK wird nicht als Risiko gesehen.



Vgl. Jahresbericht 2000 der KZVK, a.a.O.

Fasst man die genannten Gründe zu einem einheitlichen Bild zusammen, so ergibt sich nach meiner Auffassung keine so dramatische Ausgangslage, die ein sofortiges Handeln zu Lasten der Versorgungsrechte und der Versorgungsanwartschaften erforderlich machen würde. Es zeigt sich vielmehr, dass gerade die KZVK in der Lage ist, in vernünftigen Bahnen und unter möglichst wenigen Eingriffen in bestehende Rechte eine Reform des in seiner Konstruktion seit langem überholten Systems der Zusatzversorgung des öffentlichen und des kirchlichen Dienstes anzugehen und durchzuführen. Dabei sehe ich aber die Betonung auf dem Aspekt eines „möglichst geringen Eingriffs in die bestehenden Rechte“

Darüber hinaus stehen lediglich allgemeine Gründe aus der Zusatzversorgung des parallel bestehenden öffentlichen Dienstes, der bislang Grundlage und Maßstab auch für die kirchliche Zusatzversorgung gewesen ist, zur Verfügung. Dabei ist allgemein bekannt, dass die größte und älteste Zusatzversorgungseinrichtung des öffentlichen Dienstes, bei der auch Dienstgeber der katholischen Kirche beteiligt sind, nämlich die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) in Karlsruhe, Anlass für die im November 2001 abgeschlossenen Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst gewesen ist. 



Vgl. zur Möglichkeit der Beteiligung eines kirchlichen 



Dienstgebers bei der VBL § 2 Satz 1 der Versorgungs-



ordnung A, Anlage 8 AVR.

Auch die noch näher zu darzustellende Rechtsprechung der Obergerichte, einschließlich des Bundesverfassungsgerichtes, ist im wesentlichen zur Satzung der VBL ergangen. Sie hat auch zum Reformdruck beigetragen.

Bei der VBL und den anderen kommunalen Zusatzversorgungseinrichtungen ist, mit sehr unterschiedlichen Zahlenwerken, dargelegt worden, dass die Gesamtversorgung, die die VBL für die bei ihr beteiligten Arbeitgeber durchführt, nicht mehr auf gesicherten Finanzgrundlagen steht. 



Vgl. z.B. Handelsblatt vom 15.11.2001, S.11.

Dabei zeigt sich, dass das im öffentlichen Dienst praktizierte, über Umlagen finanzierte System der Zusatzversorgung in der Zukunft nicht mehr finanzierbar gewesen wäre. Dies liegt an den Auffüllfunktionen der Zusatzversorgungseinrichtungen für eine Rückführung der Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung, für systembedingte Steigerungen im Zusammenhang mit der Nettobegrenzung der Zusatzversorgung durch sinkende Steuern und Sozialbeiträge und an den allgemeinen Veränderungen, der auch das System der Zusatzversorgung ausgesetzt ist. Denn es steht einer stetig sinkenden Zahl von aktiv Beschäftigten eine steigende Zahl von Leistungsempfängern gegenüber, die die Leistungen aus dem Gesamtversorgungssystem immer länger in Anspruch nehmen.

Diese Gründe sind aber allgemeiner Natur, sie müssen nicht in gleichem Maß auf die KZVK zutreffen. Hier fehlt es zunächst noch an greifbaren und beweisbaren Materialien, die Grundlage zur Herausarbeitung von wichtigen Gründen für den Systemwechsel darstellen können. Die KZVK spricht selbst in den allgemein zugänglichen Materialien davon, dass sie „mit dem Systemwechsel den Schritt in die Kapitaldeckung vollziehen (wird). 



Vgl. das KZVK-Rundschreiben Nr.3/2001.

Dies bedeutet, dass die Leistungsansprüche grundsätzlich aus dem Vermögen finanziert werden, das durch die für die Versicherten gezahlten Beiträge entstanden ist. Der Finanzbedarf für sämtliche am Stichtag 31.12.2001 bestehenden Verpflichtungen (Altlasten) wird auf der Grundlage des tarifvertraglich festgestellten Besitzstandes ermittelt. Die vorhandene – geringe – Deckungslücke wird auf Dauer durch einen Zuschuss geschlossen.“



Vgl. Rundschreiben der KZVK Nr. 3/2001.

Die eigenen veröffentlichten Angaben der KZVK, dass nach der Umstellung auf das kapitalgedeckte beitragsorientierte Betriebsrentensystem nur in geringem Umfang eine Nachfinanzierung des past-service erforderlich sei, sprechen deshalb in hohem Maße dafür, dass die Ausgangslage bei der KZVK mit der bei der VBL und einzelnen kommunalen Zusatzversorgungskassen überhaupt nicht vergleichbar ist. Gründe, die bei der VBL ggf. den Systemwechsel mit der Möglichkeit von Einschränkungen bei einzelnen Pflichtversicherten rechtfertigen, dürften deshalb bei der KZVK gar nicht vorliegen. 

Schließlich gibt auch der Kapitaldeckungsgrad eine klare Grundlage dafür, dass die KZVK auch angesichts der zunehmenden Verwerfungen und schädigenden Einflüssen aus den verschiedenen Bezugssystemen der kirchlichen Zusatzversorgung durchaus in der Lage wäre, das Gesamtversorgungssystem weiter anzuwenden. So wurden allein im Kalenderjahr 2000 aus dem Umlageaufkommen 1.084,3 Mio. DM den Rücklagen zugeführt. Noch stärker als im Vorjahr (37,8 Mio. DM) haben sich Erträge aus den Kapitalanlagen auch im Kalenderjahr um 107,4 Mio. DM erhöht. 



Vgl. Jahresbericht 2000 der KZVK, Textziffer 29.

Setzt man die Kapitalrücklage der KZVK zu den laufenden jährlichen Verpflichtungen ins Verhältnis, so zeigt sich, dass bezogen auf den Leistungsumfang des Jahres 2000 mehr als 32 Jahresausgaben durch Kapital gedeckt sind. Diese Aussage müsste natürlich unter Berücksichtigung der biometrischen Verhältnisse der Pflichtversicherten mit versicherungs-mathematischen Methoden ergänzend untermauert werden. Bereits diese vereinfachte Darstellung macht aber deutlich, dass die KZVK und die bei ihr beteiligten Dienstgeber nicht nachweisen können, dass die unveränderte Fortführung der bisherigen Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes zu einer Überforderung im Sinne der Rechtsprechung des BAG führen würde. 


Für eine tiefergehende Analyse müssten zusätzlich noch die Eckdaten herausgearbeitet werden, die zur Beurteilung dieser Aussage erforderlich sind. Diese Daten liegen aber derzeit nicht vor. Hierzu gibt das LAG Düsseldorf in seinen Entscheidungen vom 05.07.2000 gewisse Hinweise, weil es aus dem vorgelegten Sachverständigengutachten folgende Parameter würdigt:

· Einnahmen/Ausgaben

· Vermögenszuwächse

· Sinnvolle Wahrnehmung der Funktionen und dafür erforderliches Personal (zur Aufrechterhaltung der Infrastruktur, Präsenz in allen Bundesländern, umfassende Öffentlichkeitsarbeit, Werbemaßnahmen, Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter, Fortbildungsangebote, entsprechende Logistik für diese Tätigkeiten).

· Belastung der Liquidität durch Rentenzahlungen und Deckungslücke für bestehende Anwartschaften über einen längeren Zeitraum.

· Gesamtwirtschaftliches Umfeld.

Bereits ohne das Vorliegen dieser zusätzlichen Finanzdaten ist die Aussage zu treffen, dass bei der Umstellung von der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes auf das Punkte-Modell einige wesentliche rechtliche Gesichtspunkte nicht beachtet worden sind. 

Die Konsequenz aus dieser Feststellung bedeutet allerdings nicht, dass damit die KZVK handlungsunfähig wäre. Natürlich ist der KZVK und ihren Beteiligten nicht zu verwehren, dass die erkennbaren Probleme des Systems der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes über eine Reform gelöst und beendet werden. Jedoch ist die Lage der KZVK anders als bei der VBL, die nicht mehr finanzierbar geworden war. Eine Systemumstellung bei der KZVK darf in keiner Weise so erfolgen, dass in bestehende Leistungsansprüche und in unverfallbare Anwartschaften in einer derart massiven Weise eingegriffen wird, wie dies derzeit beabsichtigt ist.

7.
Zwischenergebnis

Die rechtliche Bewertung der beabsichtigten Umstellung von der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes (Gesamtversorgung) auf das Punkte-Modell kommt zusammenfassend zu den folgenden Ergebnissen:

7.1
Bei der Umstellung wird mehrfach in die bestehenden unverfallbaren Anwartschaften und in die Versorgungsrechte der Leistungsempfänger eingegriffen:

· Der beitragsorientierte Leistungsplan des Punkte-Modells mit einem Beitrag von 4 % des Entgelts kann nur bei sehr günstigen Annahmen eine den erreichbaren Ergebnissen aus der Gesamtversorgung annähernd wertgleiche Altersversorgung gewähren. Es sind erhebliche Verschlechterungen der Leistungen zu erwarten.

· Der garantierte Rechnungszins von 3,25 % reicht auf keinen Fall für wertgleiche Leistungen aus. Eine weitere Rendite in ausreichender Höhe von 6 % und mehr aus der Kapitalanlage der Beiträge ist bei den gegebenen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen kaum erreichbar.

· Durch den hohen Anteil an teilzeitbeschäftigten Mitarbeitern mit langen Zeiten geringerer Beiträge während der Teilzeit erreichen viele Versicherte keine adäquate Versorgungsleistung aus dem Punkte-Modell.

· Die Höhe der Versorgung wird bei Entgelten oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung drastisch verschlechtert, weil die bislang gewährte Vollversorgung nicht einmal ansatzweise erreicht wird.

· Die Bestandsrenten werden künftig nur mehr mit 1 % jährlich, ab 2007 gar nicht mehr garantiert an die wirtschaftliche Entwicklung angepasst. Diese Anpassung liegt erheblich unter der regelmäßigen Anpassung der Versorgungsrenten aus der Gesamtversorgung.

· Bei der Übertragung der Anwartschaften der ausgeschiedenen Anwärter wird die nicht dynamische Versicherungsrentenanwartschaft in das Punkte-Modell übertragen, obwohl die Satzungsvorschriften nach der Neuregelung des § 18 BetrAVG zum 01.01.2001 für diesen Personenkreis ohne Rechtsgrundlage sind.

· Bei der Übertragung der Anwartschaften der aktiv beschäftigten Anwärter in das Punkte-Modell wird nach dem Modell des § 18 Abs. 2 BetrAVG für die Ermittlung der Zusatzrenten verfahren. Dieses Verfahren ergibt mehrfach Eingriffe in die bestehenden Anwartschaften, weil die Vorschrift des § 18 Abs. 2 BetrAVG wegen nicht begründeter Abweichungen von der allgemeinen Unverfallbarkeitsregel des § 2 BetrAVG weiterhin gegen Verfassungsrecht verstößt. Die Berechnung der gesicherten Anwartschaft ergibt ohne ausreichende Begründung völlig unterschiedliche Ergebnisse, so dass der allgemeine Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs.1 GG berührt wird. Die gewählte Stichtagsregelung für die Ermittlung der Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach dem ertragssteuerlichen Näherungsverfahren verletzt die Rechte der Anwärter, eine für sie günstigere abweichende Höhe ihrer gesetzlichen Rente nachzuweisen.

7.2
Die Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Gesamtheit dieser Eingriffe in erworbene Anwartschaften und Versorgungsrechte anhand des festgestellten Prüfungsmaßstabs lässt im Falle der KZVK und der bei ihr beteiligten kirchlichen und karitativen Dienstgeber erkennen, dass für diese massiven Eingriffe keine tragfähige rechtliche Begründung gefunden werden kann.

Weder die allgemein zugänglichen Angaben über die finanziellen Aussichten über die künftige Finanzierung der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes noch die vorliegenden Daten können es rechtfertigen, dass in einem finanziell gesunden Versorgungssystem wegen der Schwierigkeiten bei anderen vergleichbaren Zusatzversorgungseinrichtungen (VBL!) gleichsam als Mitnahmeeffekt eine Umstellung vorgenommen wird, die vor allem die Anwartschaften der Mitarbeiter schmälert und gewissermaßen dazu zwingt, ergänzend aus eigenen Mitteln eine Vorsorge für das Alter zu betreiben.

Weder die KZVK noch die Mehrheit der bei ihr beteiligten Dienstgeber sind durch die künftigen Finanzlasten aus der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes in einer Weise belastet, dass von einer Überforderung gesprochen werden könnte, die als konkrete Gefahr für die Erfüllung der satzungsmäßigen Aufgaben der Dienstgeber besteht. Genau den Nachweis einer derartigen Gefahr der Überforderung verlangt das Bundesarbeitsgericht aber als Begründung der Rechtmäßigkeit derartig schwerer Eingriffe.

7.3
Die Umstellung von der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes auf das Punkte-Modell könnte deshalb nur unter einer größtmöglichen Wahrung der erworbenen und geschützten Versorgungsanwartschaften vorgenommen werden (Hinweis auf das Umstellungsverfahren bei den rentennahen Jahrgängen!).

VI.

Eine Konsequenz bei der Umstellung der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes bei der KZVK auf das Punkte-Modell kann sich auch daraus ergeben, dass rechtliche Risiken der Gesamtversorgung und ihrer Ausgestaltung nach der Satzung der KZVK auch im System des Punkte-Modells bestehen könnten. Darüber hinaus muss das bei der KZVK durchgeführte Übernahmemodell Risiken vermeidet, die aus einer Fortwirkung der rechtlichen Problemstellungen mittels der Besitzstandsübertragung bestehen. 

Diese rechtlichen Risiken können sich vor allem aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes und des Bundesgerichtshofs ergeben. Allerdings möchte ich im Folgenden nicht die gesamte Rechtsprechung auf mögliche Auswirkungen untersuchen, sondern nur die rechtlichen Tendenzen, die die Zweifel an der Zukunftsfähigkeit der Zusatzversorgung des öffentlichen und des kirchlichen Dienstes bislang begründet haben, berücksichtigen.

1. Kompetenz zur Änderung der Zusatzversorgung

Der Bundesgerichtshof hat sich in einer Reihe von Entscheidungen mit der Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) und der Rechtmäßigkeit der Änderungen befasst. Dabei ist zu berücksichtigen, dass das Leistungsrecht, also der Leistungsplan für die Inhalte der Zusatzversorgung, bei der VBL ausschließlich aus der Satzung zu entnehmen ist. Der Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Bundes und der Länder sowie von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe vom 04.11.1966 enthält nämlich keine materiell-rechtlichen Regelungen über den Inhalt der Gesamtversorgung bei der VBL. Allerdings enthält § 4 Abs. 2 dieses Tarifvertrages die (schuldrechtlich zwischen den Tarifpartnern wirkende) Regelung, dass Änderungen des materiellen Leistungsrechts und der Finanzierung der Zusatzversorgung bei der VBL vor einer Änderung der Satzung der VBL von den Tarifpartnern mit dem Ziele des Einvernehmens verhandelt werden. 

Die Entscheidungen des Bundesgerichtshofs , der die Satzung der VBL wie allgemeine Versicherungsbedingungen des ihnen zugrunde liegenden Gruppenversicherungsvertrages behandelt,


Vgl. BGH, Urteil vom 16.03.1988, - IV a ZR 154/87 - ,


BGHZ 103, 370 = ZTR 1988, 211 ff.; BGH, Urteil 


vom 16.03.1988, - IV a ZR 142/87 -, AP Nr. 25 zu 


§ 1 BetrAVG Zusatzversorgungskassen; st. Rspr.

zu den Eingriffen bei der Versorgung über die VBL befassen sich weitgehend mit dem Abbau einer Überversorgung. Die Änderung des Versorgungstarifvertrages und der Satzung der VBL sei weder unbillig noch verletzte sie den Gleichbehandlungsgrundsatz oder die verfassungsrechtliche Eigentumsgarantie. Die Satzung der VBL unterliege im vollen Maße der richterlichen Inhaltskontrolle. Die VBL nehme eine öffentliche Aufgabe war. Dies ergebe sich aus der ursprünglichen Zielsetzung der Zusatzversorgung, Unterschiede in der Altersversorgung abzubauen, die sich daraus ergeben könnten, ob ein Arbeitsplatz von einem Beamten oder einem Arbeitnehmer des privaten Dienstes besetzt sei. 

Die Satzungsänderung, mit der die Nettoversorgungsobergrenzen bestimmt worden seien, wirke einer Fehlentwicklung der Zusatzversorgung entgegen, die als sozialpolitisch nicht mehr tragbar angesehen würde und im Hinblick auf die eingetretene Systemwidrigkeit und gravierende Störung des Versorgungszwecks eine Anpassung der Versorgungsregelungen notwendig mache. Eine derartige Anpassung diene der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der Zusatzversorgung und liege im dringenden öffentlichen Interesse.


Vgl. BGH, Urteil vom 16.03.1988, - IV A ZR 154/88 - ,


a. a. O.

Der BGH vertritt die Auffassung, dass es dem Konsens der Sozialpartner vorbehalten bleibe, in welchem Maße die Versorgung der Arbeiter und Angestellten des öffentlichen Dienstes und deren Hinterbliebenen an die Versorgung der Beamten angeglichen werden soll. Bei der inhaltlichen Ausgestaltung dieser Entscheidungen stehe dem Satzungsgeber der VBL eine weitgehende Gestaltungsfreiheit zu. Ebenso wie der Gesetzgeber hätten sie das Recht, bei der Ordnung von Massenerscheinungen zu typisieren und auch Gesichtspunkte der Praktikabilität zu berücksichtigen. Dieser Gestaltungsspielraum sei nicht überschritten worden.

Die Neuregelung muss den Betroffenen zumutbar und mit dem Vertrauensschutz vereinbar sein. Hierzu verweist der BGH auf einen Schiedsspruch des Oberschiedsgerichts der VBL, der wie folgt zitiert wird:


"Es ist allerdings nicht zu verkennen, dass die Anwendung der Neuregelung auf die Rechtsverhältnisse der Versorgungsempfänger oder der kurz vor dem Eintritt in den Ruhestand stehenden Versicherten mit gewissen finanziellen Härten verbunden sein kann, insbesondere wenn diese über einen langen Zeitraum die ihnen obliegende Gegenleistung, sei es durch die Entrichtung von Beiträgen, sei es durch ihre Dienstleistung, erbracht haben und im Hinblick auf die Alterssicherung andere Vorsorgemaßnahmen unterlassen haben. Indessen werden diese Härten dadurch abgemildert, dass die Neuregelung für die Betroffenen zu keiner Kürzung der Bezüge führt. Der erreichte Besitzstand wird durch Gewährung des Ausgleichsbetrages gewahrt, dessen stufenweise Abbau auf die jeweilige Erhöhung der Gesamtversorgung bei ihren Anpassungen .... beschränkt bleibt, so dass der bisherige Zahlbetrag gewährleistet bleibt. Andererseits wird dieser Zahlbetrag während des Abbaues des Ausgleichsbetrages aber auch noch weiter anwachsen, und zwar wenn der jeweilige Anpassungsgewinn den Abschmelzungsbetrag übersteigt ...."


Vgl. Oberschiedsgericht der VBL, Schiedsspruch


vom 20.02.1987, zitiert nach BGH, Urteil vom 16.03.1988,


 - 154/87 - , a. a. O.

Ein darüber hinausgehendes Vertrauen der Betroffenen darauf, auch auf Dauer eine volldynamische Gesamtversorgung zu erhalten, die über die Beamtenversorgung hinausgehe, sei nicht schützenswert. Dem Verwaltungsrat der VBL steht nach Auffassung des eigenen Oberschiedsgerichtes im Hinblick auf die Umsetzung der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichtes vom 22.03.2000 zur gleichheitsgerechten Anrechnung von Rentenversicherungszeiten ein weites normatives Ermessen zu. Ein Anspruch der Anwärter und der Rentner auf den Gebrauch des Ermessens in einer bestimmten Weise besteht deshalb nicht.



Vgl. Oberschiedsgericht der VBL, Schiedsspruch 



vom 11.09.2001, - OS 18/01 - , ZTR 2001, 573 f.

Aus dieser Rechtsprechung können also keine Folgerungen entnommen werden, die bei der beabsichtigten Neuordnung der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes zu beachten wären. Schließlich ist auch der Regelungsweg, auf dem die Versorgungszusage bei der KZVK erteilt wird, von dem bei der VBL zu unterscheiden.

2.
Halbanrechnung von Rentenversicherungszeiten


Der aktuelle äußere Anlass für die Tarifverhandlungen, die zum Tarifergebnis am 13.11.2001 im öffentlichen Dienst geführt haben, war die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 22.03.2000.



Vgl. BVerfG, Beschluss vom 22.03.2000, 1 BvR 1136/96 -,



ZTR 2000, 265 ff.


In diesem Beschluss wurden eine Reihe von Eckpunkten des damals bestehenden Systems der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes für nicht mit der Verfassung vereinbar erklärt. Wesentliche Äußerungen des Beschlusses, die allerdings nicht entscheidungserheblich waren und deshalb als obiter dictum formuliert wurden, waren die folgenden:

· Das System der Zusatzversorgung des öffentlichen und des kirchlichen Dienstes ist so intransparent, dass kein Pflichtversicherter für sich selbst berechnen und entscheiden kann, ob er weiterhin in diesem System bleibt oder ob e ohne größere Verluste bei einem Arbeitsplatzwechsel auch aus dem System ausscheiden kann. Insofern wurde ein Verstoß gegen das Grundrecht der Berufswahlfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG angenommen. 

· Nach dem System der Zusatzversorgung wurden Zeiten, die nicht mit Umlagen in der Zusatzversorgung belegt waren (also Zeiten bei anderen Arbeitgebern), mit der Hälfte als die Gesamtversorgung steigernd berücksichtigt (sog. Halbanrechnung). Die Entgeltpunkte aus diesen Zeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung wurden aber im Rahmen der Gesamtversorgung in vollem Umfang versorgungsmindernd berücksichtigt. Dies verstößt nach der Auffassung des Bundesverfassungsgerichts gegen den allgemeinen Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 GG.

· Das Gericht hat die beschriebenen Verstöße aber deshalb erst ab dem Jahre 2001 für gravierend und zu berücksichtigungsfähig angesehen, weil nach seiner Auffassung zum Zeitpunkt der Entscheidung noch nicht so viele Versicherte betroffen waren, dass die Verstöße als gravierend angesehen wurden. 

· Den Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes wurde deshalb bis zum 31.12.2000 eine Frist eingeräumt, innerhalb der die nötigen Änderungen vorgenommen werden sollten.


Eine direkte Einwirkung dieser Rechtsprechung auf das neue einzuführende Punkte-Modell ist nicht erkennbar. Denn die Wirkungszusammenhänge, die zu der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts geführt haben, sind nur bei einem Gesamtversorgungssystem vorhanden. Bei einer beitragsorientierten Leistungszusage, wie sie dem Punkte-Modell zugrunde liegt, bestehen diese schädlichen Einflüsse nicht. Es ist gerade das Ziel des neuen Betriebsrentensystems, diese Schwierigkeiten aus dem System der Gesamtversorgung vermeiden zu helfen. 

3.
Besitzstände


Die genannte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts hat allerdings mittelbar Auswirkungen über die beabsichtigten Besitzstandsregelungen. Denn es soll durch die Anwendung der Formel des § 18 Abs. 2 BetrAVG gerade vermieden werden, dass der Besitzstand auf der Grundlage einer verfassungswidrigen Regelung berechnet und in das neue Betriebsrentensystem übertragen wird. 

Mittelbar entfaltet die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts deshalb Auswirkungen auch auf das neue System. Die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes selbst haben in der Anlage 1 zu ihrem Tarifergebnis derartige Zweifel begründet. 



Vgl. Altersvorsorgeplan 2001 vom 13.11.2001, Anlage 1.

Denn der Tarifabschluss sieht das Schließen der Gesamtversorgung bereits zum 31.12.2000 vor, weil es das Bundesverfassungsgericht bis zu diesem Zeitpunkt als verfassungsrechtlich noch tragfähig angesehen hat.



Vgl. BVerfG, Beschluss vom 22.03.2000, 1 BvR 1136/96 - ,



a. a. O.

Das Jahr 2001 wird demzufolge auch zum “Anlaufjahr” deklariert, in dem die Umstellung auf das neue System erfolgen und zumindest vorbereitet werden soll. Tatsächlich erfolgt die Umstellung aber erst weit im Jahr 2002, weil jedenfalls im öffentlichen Dienst keinerlei allgemein zugängliche Regelungsentwürfe bestehen. Deshalb wird die Umstellung tatsächlich erst im Jahre 2002 aufgrund der noch zu vereinbarenden Tarifverträge und Satzungsänderungen erfolgen. 

Zusammenfassend besteht deshalb ein hohes rechtliches Risiko, weil die Umstellung erst auf der Grundlage der Daten zum 31.12.2001 aber rückwirkend zum 31.12.2000 erfolgen soll.

4.
Zwischenergebnis


Die wesentlichen Ergebnisse der Rechtsprechung, die bislang zum System der Zusatzversorgung des öffentlichen und des kirchlichen Dienstes ergangen ist, lassen eine Änderungen der wesentlichen Inhalte der bisherigen Gesamtversorgung zu. Insofern ergibt sich keine Abweichung von der zum Betriebsrentenrecht ergangenen Rechtsprechung.

Die zum Recht der Gesamtversorgung im öffentlichen Dienst ergangene Rechtsprechung wirkt sich auf das neue Betriebsrentensystem unmittelbar nicht mehr aus, weil die Regelungstatbestände anders gefasst sind. Allerdings kann sich eine mittelbare Auswirkung über die getroffene Besitzstandsregelung ergeben. Von dieser Möglichkeit gehen auch die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes aus.

VII.

Eine grundsätzliche Aussage soll auch zum rechtlichen Zusammenhang zwischen den arbeitsrechtlichen Regelungen, die die Grundlage für die Dienst- und Arbeitsverträge der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes sind, und den Bestimmungen der Satzung der KZVK getroffen werden.


Hierzu wird auf die wesentlichen Ergebnisse des Gutachtens verwiesen, das Herr Prof. Dr. Wilhelm Dütz, Universität Augsburg, am 27.08.2001 bereits erstattet hat. Das Gutachten liegt mir vor. Ich sehe die Aufgabe meines Gutachtens nicht in der Überprüfung der dort gefundenen Ergebnisse. 


Im Folgenden soll deshalb entsprechend der vereinbarten Aufgabenstellung ausschließlich auf die Wirkungszusammenhänge hingewiesen werden, die sich ergeben würden, wenn die Verhandlungspartner innerhalb der Arbeitrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes bzw. in den Gremien der Zentral-KODA sich gegen die arbeitsrechtliche Übernahme des Punkte-Modells entscheiden würden.

1.
Der Kernbereich des öffentlichen Dienstes


Es wurde bereits ausführlich dargestellt, in welcher Weise arbeitsrechtlich und versorgungstechnisch der Anspruch auf die Verschaffung der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes eingeordnet werden muss. 



Vgl. oben Abschnitt III. Ziffer 1.2.

Zusammengefasst bedeutet dies, dass die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes einen tarifvertraglichen oder bei einer Bezugnahme auf die Arbeitsvertragsmuster des öffentlichen Dienstes arbeitsvertraglichen Rechtsanspruch auf die Verschaffung der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes haben. Dabei haben sie sich an der Finanzierung ggf. zu beteiligen. Diesen Verschaffungsanspruch erfüllt der Arbeitgeber, der durch diese Zusage rechtlich gebunden ist, durch Anmeldung des Arbeitnehmers bei der zuständigen Zusatzversorgungseinrichtung und durch Zahlung der erforderlichen Umlage einschließlich der Abgaben.

Der Arbeitgeber des öffentliche Dienstes kann aber, von den satzungsmäßigen Bindungen aufgrund einer Mitgliedschaft in einem Arbeitgeberverband des öffentlichen Dienstes einmal abgesehen, auch einen anderen Weg gehen. Er kann sich nicht an einer Zusatzversorgungseinrichtung als Mitglied beteiligen und anstelle dessen den Verschaffungsanspruch selbst erfüllen (mittels einer unmittelbaren Versorgungszusage im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG) oder einen anderen mittelbaren Durchführungsweg über einen externen Versorgungsträger (z.B. eine Unterstützungskasse) wählen. 

Der Arbeitnehmer, dem der Verschaffungsanspruch eingeräumt worden ist, besitzt , auch aus den einschlägigen Tarifverträgen des öffentlichen Dienstes nicht, keinen einklagbaren Rechtsanspruch gegen den Arbeitgeber, dass dieser sich bei einer Zusatzversorgungseinrichtung des öffentlichen Dienstes beteiligt und seine Mitarbeiter dort zur Versicherung anmeldet.



Vgl. BAG, Urteil vom 29.08.2000, - 3 AZR 201/00 - ,



ZTR 2001, 35 f.

Daraus folgt also, dass auch im öffentlichen Dienst der Inhalt und der Durchführungsweg für die betriebliche Altersversorgung ausschließlich vom Arbeitgeber bestimmt werden. Gleichzeitig steht aber auch fest, dass die rechtliche Grundlage für die konkrete Versorgungszusage gegenüber dem Arbeitnehmer, und sei es auch bei einem mittelbaren Durchführungsweg, ausschließlich in der Regelung des arbeitsrechtlichen Grundverhältnisses erfolgt. Dies ergibt sich nach der Novellierung des Gesetzes durch das Altersvermögensgesetz auch aus der Regelung für die unmittelbare Einstandspflicht des Arbeitgebers im Betriebsrentenrecht.



Vgl. § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG.

Diese Einstandspflicht gilt also auch für alle Wege der mittelbaren Durchführung betrieblicher Altersversorgung über einen externen Träger.

2. 
Die Regelung bei der KZVK

Wie ich bereits darstellen konnte, liegen die Rechtsgrundlagen für die Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes über die KZVK ähnlich. Im Rahmen der AVR des Deutschen Caritasverbandes findet sich die Rechtsgrundlage ebenfalls in dieser kollektiven Regelung für alle von Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes abgeschlossenen Dienstverträgen.



Vgl. oben Abschnitt III. Ziffer 1.2.

Danach sind alle Mitarbeiter der genannten Dienstgeber bei der KZVK zur Versicherung anzumelden, die nach der Satzung der KZVK der Pflicht zur Versicherung unterliegen.



Vgl. § 1 Abs. 1 der Anlage 8 der AVR, Versorgungsordnung A.

Die Satzung der KZVK stellt ergänzend darauf ab, dass jeder Mitarbeiter eines beteiligten Dienstgebers unter den in der Satzung genannten Voraussetzungen der Versicherungspflicht unterliegt.



Vgl. § 16 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der KZVK.

Damit wird deutlich, dass die entscheidende Weichenstellung für die Pflichtversicherung beim Abschluss einer Beteiligung durch den Arbeitgeber erfolgt.



Vgl. § 11 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der KZVK.

Allerdings ist die Regelung in den AVR nicht völlig eindeutig. Zwar wird über den Inhalt der Versorgungszusage, die über die Beteiligung bei der KZVK erfüllt wird, nichts Näheres ausgeführt. Lediglich in der Überschrift der Vorschrift ist von „Gesamtversorgung“ die Rede, ohne dass dies näher ausgeführt wird.

3.
Abweichende Regelungen

Würden also die Parteien, die organisationsrechtlich für die Gestaltung der Arbeitsvertragsrichtlinien berufen sind, keine Änderung der AVR im Zuge der Umstellung auf das Punkte-Modell vornehmen, so ist keine Übereinstimmung des arbeitsrechtlichen Grundverhältnisses mit dem durch die Satzung der KZVK bestimmten Leistungsplan mehr festzustellen. Denn nach dem, allerdings nicht völlig klaren, Inhalt der AVR und dem traditionellen Bezug der kirchlichen Zusatzversorgung zur Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes haben die kirchlichen und karitativen Dienstgeber ihren Mitarbeitern eine Zusatzversorgung wie im öffentlichen Dienst zu verschaffen. Bietet die KZVK eine derartig gestaltete Versorgung nicht mehr an, so besteht keine Übereinstimmung zwischen der durch die Einstandspflicht des Dienstgebers bestimmten arbeitsrechtlichen Zusage und dem Versorgungsangebot der KZVK.

Die Parteien der AVR sollten deshalb eine übereinstimmende Regelung zu dem bei der KZVK angebotenen Versorgungssystem in den AVR und in den übrigen allgemeinen arbeitsrechtlichen Regelungen herstellen.

4.
Zwischenergebnis

Abweichend von den Rechtsverhältnissen im originären öffentlichen Dienst wird das arbeitsrechtliche Grundverhältnis bei den bei der KZVK beteiligten Arbeitgebern im wesentlichen durch die Dienstgeber bestimmt. Dennoch erscheint es mir zur Herstellung eines einheitlichen Regelungskonzeptes zweckmäßig, die AVR und die anderen allgemeinen arbeitsrechtlichen Regelungen bei den Beteiligten auf die neue Betriebsrente bei der KZVK abzustimmen.

VIII.

Nach den vereinbarten Fragenstellungen für dieses Gutachten sollte ich auch zu der Frage Stellung nehmen, ob die KZVK neben den Versicherungsverhältnissen für die pflichtversicherten Mitarbeiter auch freiwillige Versicherungen für Ehepartner von Pflichtversicherten und für ausgeschiedene Pflichtversicherte anbieten kann.

1.
Regelungsabsichten bei der KZVK


Nach den mir vorliegenden Unterlagen prüft die KZVK, ob sie neben den Pflichtversicherungen im Rahmen des neuen Punkte-Modells auch freiwillige Versicherungsverhältnisse an Ehepartner und ggf. auch ausgeschiedene Pflichtversicherte anbieten kann. 



Vgl. Rundschreiben der KZVK Nr. 3/2001


Die KZVK sieht diese mögliche Leistung im Zusammenhang mit der möglichen Entgeltumwandlungsvereinbarung und im Zusammenhang mit Verfahren zur Erreichung der staatlichen Förderung auf der Grundlage des Altersvermögensgesetzes. Eine grundsätzliche Frage im Zusammenhang mit dem beabsichtigten Umstieg auf die Betriebsrente ist dies allerdings nicht.

2.
Zulässigkeit freiwilliger Modelle


Grundlage der Tätigkeit der KZVK ist das Gesetz betreffend die Errichtung der „Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen Deutschlands“ als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts vom 15.07.1976 



(GVBl. NW 1976, S. 264). 

Dieses Gesetz stützt sich auf die Errichtungsentscheidung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 30.08.1976 



(Amtsblatt des Erzbistums Köln vom 06.10.1976, S. 665).

Danach ist der Zweck der Anstalt, „Arbeitnehmern des kirchlichen und des kirchlich-karitativen Dienstes in den Diözesen der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin eine zusätzliche Alters-, Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung nach den für Angestellte im öffentlichen Dienst geltenden Grundsätzen zu gewähren.“

Zusätzliche Aufgaben, wie die einer freiwilligen Versicherung für Ehepartner von Pflichtversicherten sind im Anstaltszweck nicht genannt. Es bedürfte also einer Erweiterung des Anstaltszwecks und einer entsprechenden Genehmigung durch das Kultusministerium des Landes Nordrhein-Westfalen.



Vgl. § 3 Satz 2 des Gesetzes vom 23.07.1976.

Zusätzlich zu diesen mehr formalen Fragen ergeben sich aber Fragen aus dem Recht der Versicherungsaufsicht. Denn mit dem Angebot einer freiwilligen Versicherung, ggf. über den Weg der Entgeltumwandlung, würde der Bereich der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes verlassen. Dieser ist aber Grundlage dafür, dass die KZVK nicht der allgemeinen Versicherungsaussicht unterliegt, wie dies in § 1 Abs. 2 Satz 3 Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) auch vorgesehen ist. Deshalb hat das Bundesministerium der Finanzen die KZVK auch von der Versicherungsaufsicht freigestellt.



Vgl. Verordnung des BMF vom 16.04.1988 (BGBl. I S. 529)

Ob diese Entscheidung nach einer entsprechenden Änderung des Geschäftszwecks der KZVK weitergeführt werden könnte, erscheint deshalb fraglich.

3.
Einstandspflicht des Dienstgebers


Ergänzend war zu klären, ob auch derartige Versicherungsverträge der Einstandspflicht des an der KZVK beteiligten Dienstgebers unterliegen. Nachdem diesen Versicherungsverträgen keine arbeitsrechtlich gestaltete Versorgungszusage zugrunde liegt, ist das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung und damit sein § 1 Abs. 1 Satz 3 auch nicht anwendbar. Eine Einstandspflicht des kirchlichen Dienstgebers für derartige Versicherungsverträge besteht also nicht.

Eine andere Frage, die ich aber nur stellen aber nicht beantworten möchte, ist die Frage, ob die Gewährsträgerschaft des Verbandes der Diözesen derartige Versicherungsgeschäfte noch umfassen kann?

4.
Zwischenergebnis


Die KZVK unterliegt nicht der allgemeinen Versicherungsaufsicht nach dem VAG. Es stellt sich allerdings die Frage, ob sich dies auch beim Angebot von freiwilligen Versicherungen für Nicht-Mitarbeiter der Beteiligten noch aufrechterhalten lässt. Jedenfalls wäre eine Änderung des Anstaltszwecks erforderlich.

Den Dienstgeber trifft für derartige Versicherungen keine Einstandspflicht als Arbeitgeber.

IX.

Zusammenfassende Ergebnisse

Abschließend sollen die wesentlichen Ergebnisse dieses Gutachtens zusammenfassend dargestellt werden Dabei folge ich den gemeinsam ausgearbeiteten Fragestellungen.

1.
Entspricht die Regelung des Besitzstandes für die Überleitung in das Punkte-Modell den arbeitsrechtlichen Regeln, die sich vor allem aus der Drei-Stufentheorie des BAG für die Änderung von Versorgungszusagen ergeben?


Ergebnis:

1.1
Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur Veränderbarkeit einer betrieblichen Altersversorgung, sog. Drei-Stufen-Theorie, ist auch auf die durch die KZVK durchgeführte Veränderung der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes anzuwenden.

Allerdings sind diese Maßstäbe in der jüngsten Rechtsprechung des BAG zur betrieblichen Altersversorgung von sozialen Einrichtungen, die nicht auf Gewinnerzielung und -maximierung ausgerichtet sind, modifiziert worden. Danach liegen wichtige Gründe zum Eingriff in ein Versorgungssystem bereits dann vor, wenn die soziale Einrichtung bei der sonst unveränderten Finanzierung nicht mehr zur Erfüllung ihrer satzungsmäßigen Aufgaben in der Lage ist. Dies ist durch konkrete Berechnungen nachzuweisen.

Die Ausgangslage ist bei Mitgliedern des Deutschen Caritasverbandes und den anderen kirchlichen Dienstgebern, die bei der KZVK beteiligt sind, entsprechend, so dass diese Rechtsprechung übertragen werden kann. Danach ist der einzelne Dienstgeber bzw. die KZVK als mittelbarer Träger der Versorgung nicht dazu verpflichtet, das bestehende Versorgungssystem bis zur Grenze der Überforderung weiterführen.

1.2
Bei der Umstellung von der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes auf das Punkte-Modell wird mehrfach in die bestehenden unverfallbaren Anwartschaften und in die Versorgungsrechte der Leistungsempfänger eingegriffen:

· Der beitragsorientierte Leistungsplan des Punkte-Modells mit einem Beitrag von 4 % des Entgelts kann nur bei sehr günstigen Annahmen eine den erreichbaren Ergebnissen aus der Gesamtversorgung annähernd wertgleiche Altersversorgung gewähren. Es sind erhebliche Verschlechterungen der Leistungen zu erwarten.

· Der garantierte Rechnungszins von 3,25 % reicht auf keinen Fall für wertgleiche Leistungen aus. Eine weitere Rendite in ausreichender Höhe von 6 % und mehr aus der Kapitalanlage der Beiträge ist bei den gegebenen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen kaum realistisch.

· Durch den hohen Anteil an teilzeitbeschäftigten Mitarbeitern mit langen Zeiten geringerer Beiträge während der Teilzeit erreichen viele Versicherte keine adäquate Versorgungsleistung aus dem Punkte-Modell.

· Die Höhe der Versorgung wird bei Entgelten oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung drastisch verschlechtert, weil die bislang gewährte Vollversorgung nicht einmal ansatzweise erreicht wird.

· Die Bestandsrenten werden künftig nur mehr mit 1 % jährlich, ab 2007 gar nicht mehr garantiert an die wirtschaftliche Entwicklung angepasst. Diese Anpassung liegt erheblich unter der regelmäßigen Anpassung der Versorgungsrenten aus der Gesamtversorgung.

· Bei der Übertragung der Anwartschaften der ausgeschiedenen Anwärter wird die nicht dynamische Versicherungsrentenanwartschaft in das Punkte-Modell übertragen, obwohl die Satzungsvorschriften nach der Neuregelung des § 18 BetrAVG zum 01.01.2001 für diesen Personenkreis ohne Rechtsgrundlage sind.

1.3
Die Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Gesamtheit dieser Eingriffe in erworbene Anwartschaften und Versorgungsrechte anhand des festgestellten Prüfungsmaßstabs lässt im Falle der KZVK und der bei ihr beteiligten kirchlichen und karitativen Dienstgeber erkennen, dass für diese massiven Eingriffe keine tragfähige rechtliche Begründung gefunden werden kann.

Weder die allgemein zugänglichen Angaben über die finanziellen Aussichten zur künftigen Finanzierung der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes noch die vorliegenden Daten können es rechtfertigen, dass in einem finanziell gesunden Versorgungssystem wegen der Schwierigkeiten bei anderen vergleichbaren Zusatzversorgungseinrichtungen (VBL!) gleichsam als Mitnahmeeffekt eine Umstellung vorgenommen wird, die vor allem die Anwartschaften der Mitarbeiter schmälert und gewissermaßen dazu zwingt, ergänzend aus eigenen Mitteln eine Vorsorge für das Alter zu betreiben.

Weder die KZVK noch die Mehrheit der bei ihr beteiligten Dienstgeber sind durch die künftigen Finanzlasten aus der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes in einer Weise belastet, dass von einer Überforderung gesprochen werden könnte, die als konkrete Gefahr für die Erfüllung der satzungsmäßigen Aufgaben der Dienstgeber besteht. Genau den Nachweis einer derartigen Gefahr der Überforderung verlangt das Bundesarbeitsgericht aber als Begründung der Rechtmäßigkeit derartig schwerer Eingriffe.

1.4
Die Umstellung von der Zusatzversorgung des kirchlichen Dienstes auf das Punkte-Modell könnte deshalb nur unter einer größtmöglichen Wahrung der erworbenen und geschützten Versorgungsanwartschaften vorgenommen werden (Hinweis auf das Umstellungsverfahren bei den rentennahen Jahrgängen!).

2.
Stellt die aus Gründen der Verfassungswidrigkeit der Halbanrechnung von Rentenversicherungszeiten angestrebte Ermittlung des Besitzstandes anhand von § 18 BetrAVG bei Versicherten, die bei der Umstellung das 58. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, eine rechtlich gangbaren Weg dar? 

Ist insbesondere § 18 BetrAVG selbst überhaupt rechtmäßig?


Ergebnis:

Bei der Übertragung der Anwartschaften der aktiv beschäftigten Anwärter in das Punkte-Modell wird nach dem Modell des § 18 Abs. 2 BetrAVG für die Ermittlung der Zusatzrenten verfahren. Dieses Verfahren ergibt mehrfach Eingriffe in die bestehenden Anwartschaften, weil die Vorschrift des § 18 Abs. 2 BetrAVG wegen nicht begründeter Abweichungen von der allgemeinen Unverfallbarkeitsregel des § 2 BetrAVG weiterhin gegen Verfassungsrecht verstößt. Die Berechnung der gesicherten Anwartschaft ergibt ohne ausreichende Begründung völlig unterschiedliche Ergebnisse, so dass der allgemeine Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs.1 GG berührt wird. Die gewählte Stichtagsregelung für die Ermittlung der Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach dem ertragssteuerlichen Näherungsverfahren verletzt die Rechte der Anwärter, eine für sie günstigere abweichende Höhe ihrer gesetzlichen Rente nachzuweisen.

3.
Ist die beabsichtigte Möglichkeit, freiwillige Versicherungen auch mit Einzelpersonen (ehemals Pflichtversicherte und Ehepartner von Pflichtversicherten) abzuschließen, mit der aufsichtsrechtlichen Regelung hinsichtlich des Verbandes der Diözesen zu vereinbaren? Besteht nicht vielmehr eine Pflicht zur versicherungsrechtlichen Aufsicht nach dem VAG beim Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen?

Besteht insoweit eine Einstandspflicht des Dienstgebers auch für diese Leistungen nach § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG oder handelt es sich nicht um betriebliche Altersversorgung? Dürfen derartige Leistungen vielmehr nur von Versicherungsunternehmen erbracht werden?

Ergebnis:

Die KZVK unterliegt nicht der allgemeinen Versicherungsaufsicht nach dem VAG. Es stellt sich allerdings die Frage, ob sich diese Regelung auch bei freiwilligen Versicherungen für Nicht-Mitarbeiter der Beteiligten noch aufrechterhalten lässt. Jedenfalls wäre eine Änderung des Anstaltszwecks erforderlich.

Den Dienstgeber trifft für derartige Versicherungen keine Einstandspflicht als Arbeitgeber.

4.
Wie wirken sich die wichtigsten Entscheidungen der obersten Bundesgerichte (Bundesverfassungsgericht, Bundesgerichtshof, Bundesarbeitsgericht), die in den letzten Jahren zur Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst ergangen sind, auf das Punkte-Modell aus?


Ergebnis:


Die wesentlichen Ergebnisse der Rechtsprechung, die bislang zum System der Zusatzversorgung des öffentlichen und des kirchlichen Dienstes ergangen ist, lassen eine Änderungen der wesentlichen Inhalte der bisherigen Gesamtversorgung zu. Insofern ergibt sich keine Abweichung von der zum Betriebsrentenrecht ergangenen Rechtsprechung.

Die zum Recht der Gesamtversorgung im öffentlichen Dienst ergangene Rechtsprechung wirkt sich auf das neue Betriebsrentensystem unmittelbar nicht mehr aus, weil die Regelungstatbestände anders gefasst sind. Allerdings kann sich eine mittelbare Auswirkung über die getroffene Besitzstandsregelung ergeben. Von dieser Möglichkeit gehen auch die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes aus.

5.
Könnte der Übergang in das Punkte-Modell auch in einer dualen Struktur möglich sein? Dabei würden Versicherte, die bereits unverfallbare Anwartschaften erdient haben, weiter im Gesamtversorgungsmodell bleiben, während für Mitarbeiter ohne unverfallbare Anwartschaften und neu eingestellte Mitarbeiter das Punkte-Modell angewendet würde.


Wäre eine solche Regelung mit dem Gleichheitssatz zu vereinbaren?


Ergebnis:

Die Abgrenzung zwischen dem alten und dem neuen Leistungsplan bei der KZVK könnte so vorgenommen werden, dass zwischen dem geschlossenen Leistungsplan (hier der Gesamtversorgung) und dem neuen Leistungsplan (hier dem Punkte-Modell) entsprechend den vorhandenen unverfallbaren Anwartschaften unterschieden wird. Eine solche Gestaltung des Übergangs auf das Punkte-Modell ist verfassungsrechtlich unbedenklich.

6.
Welche rechtlichen Auswirkungen würden eintreten, wenn in den Arbeitsverträgen und in den kollektiven Regelungen keine oder keine rechtzeitige Umstellung von der Pflicht zur Verschaffung der Gesamtversorgung auf die neue betriebliche Altersversorgung über das Punkte-Modell erfolgen würde? 


Welche Einstandspflicht würde die Dienstgeber insoweit treffen?


Ergebnis:


Abweichend von den Rechtsverhältnissen im originären öffentlichen Dienst wird das arbeitsrechtliche Grundverhältnis bei den bei der KZVK beteiligten Arbeitgebern im wesentlichen durch die Dienstgeber bestimmt. Dennoch erscheint es mir zur Herstellung eines einheitlichen Regelungskonzeptes zweckmäßig, die AVR und die anderen allgemeinen arbeitsrechtlichen Regelungen bei den Beteiligten auf die neue Betriebsrente bei der KZVK abzustimmen.

7.
Entspricht die beabsichtigte Anpassung der Bestandsrenten und der künftig zu zahlenden Renten um 1 % jährlich ab 2002 den Regeln des Betriebsrentengesetzes?


Ergebnis:

Die Frage, ob der Eingriff in die vorhandenen Leistungen aufgrund einer Änderung der Satzung der KZVK und in Anlehnung an das Tarifergebnis des öffentlichen Dienstes rechtlich unbedenklich ist, ist von grundlegender Bedeutung. Auf das Tarifergebnis im öffentlichen Dienst kann sich die KZVK aber als Rechtsgrundlage nicht berufen.

Vielmehr sind Grundlage der eigenständigen Regelungen der kirchlichen und karitativen Dienstgeber die jeweiligen arbeitsvertraglichen Regelungen (z.B. die AVR des Deutschen Caritasverbandes) und in ihrer näheren Ausgestaltung die Satzung der KZVK. Wertet man die AVR zumindest hinsichtlich der eingeschränkten richterlichen Inhaltskontrolle ähnlich einem Tarifvertrag, so darf in die Rechte der Bestandsrentner durch die AVR verschlechternd eingegriffen werden, weil die zugrunde liegende arbeitsrechtliche Regelung eine Jeweiligkeitsklausel enthält.


Die in § 16 Abs. 1 BetrAVG enthaltene Anpassungsprüfungspflicht für laufende Leistungen bei nach dem 01.01.1999 erstmals erteilten Versorgungszusagen kann durch eine Mindestanpassung von 1 % jährlich ersetzt werden. Diese Vorschrift ist in Tarifverträgen abdingbar. Die AVR und die anderen allgemeinen kirchlichen Regelungen stellen zwar keine Tarifverträge im Rechtssinne dar, sind  aber hinsichtlich der eingeschränkten richterlichen Prüfung gleichgestellt . Damit erscheint die Regelung als rechtlich zulässig.

Köln, 07.01.2002

Dr. Karl-Peter Pühler

Rechtsanwalt




Zusatzrente = Vollleistung  x  Dienstjahre  x 2,25 %
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